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derlichen planerischen Schritte, die von allen Bürgerinnen und gen entsprechend dem Stand der Technik soll im Rahmen ei-
Bürgern, der Wirtschaft und der Verwaltung gemeinsam getra­ ner sinnvollen Anlagenplanung, die Überkapazitäten und 
gen werden müssen, ist vor allem dort, wo investive Maßnahmen daraus resultierende Mehrkosten verhindert, sichergestellt 
erforderlich sind, eine möglichst hohe Planungssicherheit zu er­ werden, dass die Umweltstandards eingehalten werden. 
reichen. In diesem Zusammenhang sind die in § 1 Abs. 2 des 
BbgAbfG festgelegten Ziele der Kreislauf- und Abfallwirtschaft Die Beseitigung von Abfällen hat dabei nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 
umzusetzen. Dies sind insbesondere BbgAbfG möglichst in der Nähe ihres Entstehungsortes zu 

erfolgen. Hiermit werden sowohl das europarechtliche Nä­
- in erster Linie die Vermeidung von Abfällen und die Ver­ heprinzip in der Abfallbeseitigung aus Artikel 5 der Richtli­

meidung und Verringerung von Schadstoffen in Abfällen, nie 75/442/EWG des Rates über Abfälle als auch der in Ar­
- in zweiter Linie die schadlose und nach Art und Beschaffen­ tikel 39 Abs. 6 der Verfassung des Landes Brandenburg fi­

heit der Abfälle möglichst hochwertige Verwertung nicht xierte Grundsatz, wonach die Entsorgung von Abfällen, die 
vermeidbarer Abfälle, soweit dies technisch möglich und nicht im Land Brandenburg entstanden sind, auf Ausnahmen 
wirtschaftlich zumutbar ist, zu beschränken ist, umgesetzt. 

- die Beseitigung nicht verwertbarer Abfälle möglichst in der 
Nähe ihres Entstehungsortes durch Behandlung zur Verrin- Für die meisten örE im dünn besiedelten Flächenland Bran­
gerung der Menge und Schädlichkeit sowie durch umwelt­ denburg wird eine Kombination aus mechanisch-biologi­
verträgliche Ablagerung und scher Abfallbehandlung und thermischer Behandlung der 

- die Schonung der natürlichen Ressourcen und die Förderung heizwertreichen Fraktion und anschließende Beseitigung 
der Produktverantwortung im Sinne des § 22 des KrW-/ der so behandelten Abfälle der ökologisch wie ökonomisch 
AbfG bei der Entwicklung, Herstellung, Be- und Verarbei­ sinnvollste Weg sein. Die dafür erforderlichen Deponieka­
tung sowie dem Vertrieb von Erzeugnissen. pazitäten sind vorhanden. Die notwendigen Behandlungska­

pazitäten sind spätestens bis zum Jahre 2005 zu schaffen. 
Für die Abfallwirtschaft werden daraus für den Planungszeit­
raum folgende ökologische, ökonomische und abfallwirtschaft- Es wird davon ausgegangen, dass die abzulagernden Men­
liche Zielvorgaben abgeleitet: gen durch die Behandlungen nochmals um rund 45 Masse­

prozent gegenüber den zur Beseitigung überlassenen Men­
1. Wichtigstes ökologisches Anliegen und Gebot wirtschaft- gen reduziert werden können. 

licher Vernunft sind es, mit den verfügbaren Ressourcen so 
schonend wie möglich umzugehen. Als abfallpolitisches 4. Die ordnungsgemäße und schadlose Verwertung sowie die 
Ziel erwächst daraus die Forderung, Abfälle zu vermeiden gemeinwohlverträgliche Beseitigung der von der öffent­
und Schadstoffe zu reduzieren. Dazu sollen besonders inno­ lichen Entsorgung ausgeschlossenen besonders überwa­
vative Lösungen in der Wirtschaft und Änderung im Kon­ chungsbedürftigen Abfälle ist von besonderer Bedeutung. 
sumverhalten der Bevölkerung beitragen. Eine moderne Entsorgung dieser Abfälle bei gleichzeitiger 

Transparenz aller Abfallströme und Entsorgungswege wird 
Gemäß § 27 Abs. 1 BbgAbfG gehört es zu den Pflichten der durch die Sonderabfallgesellschaft Brandenburg/Berlin 
öffentlichen Hand, dass das Land, die Gemeinden, die Land­ (SBB) gewährleistet. Die vorzusehenden Maßnahmen sind 
kreise und kreisfreien Städte sowie die sonstigen juristi­ im Abfallwirtschaftsplan, Teilplan Sonderabfälle1), darge­
schen Personen des öffentlichen Rechts im Rahmen ihres stellt. 
Wirkungskreises vorbildlich zur Erfüllung der Ziele der 
Kreislauf- und Abfallwirtschaft beitragen. Vorhaben, die der 5. Um die Kosten einer ordnungsgemäßen, schadlosen und ge-
Produktverantwortung im Sinne des § 22 KrW-/AbfG die­ meinwohlverträglichen Abfallentsorgung sowohl für jeden 
nen, werden durch das Land unterstützt. Bürger als auch für die Wirtschaft in Grenzen zu halten, sind 

solche abfallwirtschaftlichen Lösungen zu suchen, die bei 
2. Nicht vermeidbare Abfälle sind vorrangig zu verwerten. Die Einhaltung der Umweltstandards zu den geringsten Auf-

Verwertung soll hochwertig erfolgen und im Sinne einer wendungen führen. 
ökologischen Verträglichkeit zum Schließen von Stoffkreis­
läufen führen. Scheinverwertungen, die die Schließung von Von besonderer Bedeutung für das Flächenland Branden-
Stoffkreisläufen verhindern bzw. einschränken und gleich­ burg ist eine dezentral konzipierte Abfallwirtschaft, die den 
zeitig die wirtschaftliche Substanz der Verwertungsbetriebe Vorzug einer hohen Flexibilität hat und zu einer Verminde­
und Arbeitsplätze gefährden, sind zu unterbinden. rung der Transportaufwendungen und -belastungen bei 

gleichzeitig besserer Akzeptanz, z. B. für die Bioabfallver-
Durch die Maßnahmen der Vermeidung und der Verwertung wertung, führt. Dort, wo aus wirtschaftlichen und techni­
soll die durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger schen Gründen eine dezentrale Lösung nicht zweckmäßig 
(örE) zu beseitigende Abfallmenge gegenüber dem Jahr ist, wie z. B. bei der Nutzung von Deponiekapazitäten, sind 
1996 um bis zu 35 Masseprozent bis zum Jahr 2005 bzw. um zur Kostenbegrenzung körperschaftsübergreifende Koope­
bis zu 55 Masseprozent bis zum Jahr 2010 reduziert werden. rationen anzustreben. Bestandsgeschützte, aber bisher noch 

nicht genutzte Deponiekapazitäten sollten nur dann einbe­
3. Siedlungsabfälle, die nicht verwertet werden können, sind 

so zu beseitigen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht be­
einträchtigt wird. Mit den erforderlichen Beseitigungsanla­

1) Abfallwirtschaftsplan des Landes Brandenburg, Teilplan Sonder­
abfälle vom April 1999 
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zogen werden, wenn dies abfallwirtschaftlich notwendig 
und ökologisch und ökonomisch gerechtfertigt ist. 

Diese Zielvorgaben basieren auf der Realisierung des Branden­
burger Weges. Die differenzierte Restabfallbehandlung ermög­
licht es, Deponien künftig wirtschaftlich weiter zu betreiben und 
ordnungsgemäß abzuschließen, was bei einer alleinigen thermi­
schen Behandlung der Restabfälle ausgeschlossen ist. Der Bran­
denburger Weg ermöglicht damit gleichzeitig eine sozialver­
trägliche Gebührenentwicklung. Er wird deshalb den örE zur 
Anwendung empfohlen. Damit wird nicht in Frage gestellt, dass 
durch die ausschließliche thermische Restabfallbehandlung 
oder andere Beseitigungsverfahren nach Stand der Technik die 
Entsorgungssicherheit ebenfalls gewährleistet werden kann. 

2 Planungsgrundlagen/Vorgehensweise 

2.1 Geltungsbereich 

Räumlicher Geltungsbereich 

Der vorliegende Teilplan Siedlungsabfälle gilt für das Land 
Brandenburg. Die Landkreise und kreisfreien Städte des Landes 
sind gemäß § 2 BbgAbfG örE im Sinne des § 13 KrW-/AbfG. Es 
handelt sich dabei im Land Brandenburg um vier kreisfreie Städ­
te und 14 Landkreise. Die Entsorgungspflicht wurde von vier 
Landkreisen auf drei Abfallzweckverbände (Südbrandenburgi-
scher Abfallzweckverband - SBAZV; Abfallentsorgungsver­
band - AEV „Schwarze Elster“; Kommunaler Abfallentsor­
gungsverband - KAEV „Niederlausitz“) übertragen. Die Lage 
der Entsorgungsgebiete im Land sowie die Einwohnerdichte und 
die jeweiligen Einwohnerzahlen gehen aus Abbildung 1 und Ta­
belle 1 hervor. 

Abb. 1: Einwohnerdichte in den Entsorgungsgebieten der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 
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Tab. 1: Anzahl der Einwohner in den Entsorgungsgebieten der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger des Landes Brandenburg 
19992) 

Sachlicher Geltungsbereich 

Der sachliche Geltungsbereich umfasst die nicht besonders 
überwachungsbedürftigen Abfälle, dabei insbesondere Sied­
lungsabfälle. Eingeschlossen sind Problemabfälle aus Haushal­
tungen sowie in geringen Mengen anfallende besonders über­
wachungsbedürftige Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen. 

Zeitlicher Geltungsbereich 

Der Abfallwirtschaftsplan umfasst einen Prognosezeitraum bis 
zum Jahre 2010. Der Plan ist spätestens nach fünf Jahren fortzu­
schreiben. 

2.2 Rechtliche Grundlagen 

Das am 7. Oktober 1996 in Kraft getretene KrW-/AbfG regelt in 
§ 29 die Abfallwirtschaftsplanung. 

Die Abfallwirtschaftspläne haben mindestens zu enthalten: 

- die Darstellung der Ziele der Abfallvermeidung und -ver­
wertung, 

- die Darstellung der zur Sicherung der Inlandsbeseitigung er­
forderlichen Abfallbeseitigungsanlagen, 

- die Ausweisung der zugelassenen Abfallbeseitigungsanla­
gen und 

- die Ausweisung geeigneter Flächen für Deponien sowie für 
sonstige Abfallbeseitigungsanlagen. 

2) Quelle: Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik Branden­
burg 

Neben diesen Mindestinhalten können die Pläne bestimmen, 

- welcher Entsorgungsträger vorgesehen ist und 
- welcher Abfallbeseitigungsanlage sich die Beseitigungs­

pflichtigen zu bedienen haben. 

Diese Instrumente der Abfallwirtschaftsplanung dienen der zen­
tralen Steuerung der Abfallströme unter Berücksichtigung öko­
logischer und ökonomischer Gesichtspunkte sowie den Zielen 
der Raumordnung und Landesplanung. Zugleich sind nach dem 
In-Kraft-Treten des KrW-/AbfG auch im Rahmen der Abfall­
wirtschaftsplanung die Gebote der Vermeidung und Verwertung 
von Abfällen stärker zu berücksichtigen. 

Bei den Planungen für den Bedarf an Abfallbeseitigungsanlagen 
ist ein Entwicklungszeitraum von mindestens zehn Jahren zu be­
rücksichtigen. Zu den Abfallbeseitigungsanlagen zählen Depo­
nien sowie Anlagen zur Behandlung der zu beseitigenden Abfäl­
le. Im Hinblick auf die Entsorgungssicherheit im Land Bran­
denburg finden der prognostizierte Rückgang an benötigtem 
Deponieraum sowie der voraussichtliche Bedarf an Behand­
lungsanlagen Eingang in die Darstellungen und Ausweisungen 
des Plans. 

Besondere Bedeutung für die Abfallwirtschaftsplanung im Be­
reich der Siedlungsabfälle hat die Technische Anleitung (TA) 
Siedlungsabfall vom 14. Mai 1993. Diese Dritte Allgemeine 
Verwaltungsvorschrift zum Abfallgesetz ist bei der Aufstellung 
von Abfallwirtschaftsplänen zu berücksichtigen. Die TA Sied­
lungsabfall enthält Vorgaben zur Verwertung, Behandlung und 
sonstigen Entsorgung von Siedlungsabfällen nach dem Stand 
der Technik. 

Nach den Vorschriften der TA Siedlungsabfall dürfen lediglich 
Abfälle zur Ablagerung kommen, die die Zuordnungskriterien 
des Anhangs B einhalten. Zu diesem Zweck müssen die nativ-or­
ganischen Anteile der zur Ablagerung kommenden Siedlungs­
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abfälle fast vollständig reduziert werden. Dies ist nur durch eine 
intensive Behandlung der Abfälle zu erreichen. Eine Ablagerung 
unbehandelter Abfälle ist – unter Ausnutzung aller Übergangs­
regelungen – längstens bis zum 1. Juni 2005 zulässig. Bereits ab 
1. Juni 1999 waren gemäß Nummer 12.1 Buchstabe b TA Sied­
lungsabfall zusätzliche Maßnahmen zur Reduzierung des nativ­
organischen Anteils und zur Erhöhung der Einbaudichte zu er­
greifen. Das Landesumweltamt Brandenburg (LUA) ist dieser 
Vorgabe durch Erteilung nachträglicher Anordnungen an die 
Deponiebetreiber nachgekommen. 

Dem Abfallwirtschaftsplan kommt die Aufgabe zu, die Behand­
lung der Siedlungsabfälle und die Schaffung der notwendigen 
Behandlungskapazitäten durch geeignete Festlegungen zu 
unterstützen. Zu diesem Zweck können Abfälle, die in einer be­
stimmten Region anfallen, einer Behandlungsanlage zugewie­
sen werden. Ferner können einzelne Landkreise zu Trägern für 
Behandlungsanlagen bestimmt werden. Auch können Festle­
gungen zur Kooperation zwischen mehreren örE getroffen wer­
den. 

Weiterhin sind für den Abfallwirtschaftsplan die in der TA Sied­
lungsabfall enthaltenen technischen Anforderungen an Depo­
nien von erheblicher Bedeutung. Hierzu gehören insbesondere 
die Anforderungen an eine Basisabdichtung. Die Abfallwirt­
schaftsplanung berücksichtigt diese rechtlichen Anforderungen 
im Rahmen einer überörtlichen Steuerung der Abfallströme un­
ter ökonomischen und ökologischen Gesichtspunkten. Demge­
mäß kann mit dem Abfallwirtschaftsplan Bestrebungen ent­
gegengetreten werden, vorhandene Deponiekapazitäten über 
den Bestandsschutz hinaus zu erweitern oder neue Deponien zu 
errichten. Mit Festlegungen gemäß § 29 Abs. 1 Satz 4 KrW-/ 
AbfG können unter Beachtung des planerischen Abwägungsge­
botes die Abfallströme darüber hinaus so gelenkt werden, dass 
sie auf solche Deponien gelangen, die den Anforderungen der 
TA Siedlungsabfall am besten gerecht werden. 

Der Brandenburgische Landesgesetzgeber hat in § 17 des 
BbgAbfG ergänzende Regelungen zur Aufstellung von Abfall­
wirtschaftsplänen getroffen. Danach wird der Abfallwirtschafts­
plan durch das Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz 
und Raumordnung (MLUR) als oberste Abfallwirtschaftsbehör­
de nach überörtlichen Gesichtspunkten aufgestellt und im Amts­
blatt für Brandenburg öffentlich bekannt gemacht. Nach § 17 
Abs. 2 sollen geeignete Festlegungen zur Umsetzung der ge­
setzlichen Ziele der Kreislauf- und Abfallwirtschaft, insbeson­
dere der entstehungsortsnahen Abfallentsorgung, sowie Festle­
gungen zu abfallwirtschaftlich sinnvollen Kooperationen zwi­
schen Entsorgungsträgern aufgenommen werden. 

Rechtliche Bindungswirkung für die örE erlangen die Festle­
gungen des Abfallwirtschaftsplanes, sobald sie für verbindlich 
erklärt worden sind (§ 29 Abs. 4 KrW-/AbfG). Verbindlichkeit 
können die Ausweisung geeigneter Flächen für Abfallbeseiti­
gungsanlagen, die Bestimmung des vorgesehenen Entsorgungs­
trägers und die Bestimmung, welcher Abfallbeseitigungsanlage 
sich die Beseitigungspflichtigen zu bedienen haben, erlangen. 
Die Verbindlicherklärung erfolgt durch Rechtsverordnung des 
MLUR (§ 17 Abs. 5 BbgAbfG). Die Verbindlicherklärung kann 
auf einzelne Festlegungen des Plans beschränkt werden. Ferner 
kann die Verbindlicherklärung zurückgestellt werden, um den 

örE die Möglichkeit zu geben, die Planziele auch ohne diese zu 
erreichen. 

Die Abfallwirtschaftsplanung berücksichtigt die kommunalen 
Abfallwirtschaftskonzepte und Abfallbilanzen und erfolgt unter 
Beteiligung der örE und sonstiger Betroffener (§ 17 Abs. 3 
BbgAbfG). 

Mit der Aufstellung des Abfallwirtschaftsplanes kommt das 
Land Brandenburg zugleich den Anforderungen des Gemein­
schaftsrechtes der Europäischen Union nach. Die Abfall-
Rahmenrichtlinie 75/442/EWG, geändert durch Richtlinie 
91/156/EWG und durch Entscheidung der Kommission vom 
24. Mai 1996, verlangt von den Mitgliedstaaten in Artikel 7 die 
Aufstellung von Abfallbewirtschaftungsplänen. Gemäß Ar­
tikel 14 der Richtlinie 94/62/EG über Verpackungen und Verpa­
ckungsabfälle ist in die Abfallbewirtschaftungspläne ein beson­
deres Kapitel über die Bewirtschaftung von Verpackungen und 
Verpackungsabfällen aufzunehmen. 

2.3 Datengrundlagen 

Dem Abfallwirtschaftsplan liegen Daten aus kommunalen Ab­
fallbilanzen und -konzepten, dem Abfallkataster und der abfall­
rechtlichen Überwachung zugrunde. 

Die Daten der kommunalen Abfallbilanz sind gemäß § 7 
BbgAbfG jährlich von den örE zu erstellen. Diese Angaben sind 
die wichtigste Informationsquelle für die Beschreibung des 
gegenwärtigen Aufkommens an nicht besonders überwachungs­
bedürftigen Abfällen. Durch die lange Erhebungspraxis (seit 
1992) und den intensiven Prüfungsprozess durch das LUA wird 
die Datengüte als hoch eingeschätzt. Die im LUA erstellte Prog­
nose zu den Abfallmengen und erforderlichen Entsorgungsanla­
gen gründet sich vor allem auf diese Datenbasis. Das Bezugsjahr 
für die Prognose ist das Jahr 1996, weil zu ihrem Erstellungs­
zeitpunkt für die nachfolgenden Jahre noch keine vollständigen 
Daten vorlagen. Die seitdem eingegangenen Daten wurden mit 
den prognostizierten Daten verglichen. Dabei zeigte sich, dass 
die Entwicklung hinreichend genau vorhergesagt wurde. 

Die kommunalen Abfallwirtschaftskonzepte nach § 6 BbgAbfG 
geben eine Übersicht über den Stand der öffentlichen Abfallent­
sorgung und legen die Planungsansätze der örE dar. Ihre Aussa­
gen wurden in diesem Landesplan berücksichtigt. 

Im LUA wird auf Grundlage von § 15 BbgAbfG das Abfallka­
taster geführt. In den Abfallwirtschaftsplan gehen vor allem die 
dort erfassten Daten zu den Entsorgungsanlagen sowie ausge­
wählte Daten aus den von den Deponiebetreibern beim LUA 
eingereichten Planungsunterlagen ein. 

Infolge der gemäß Verpackungsverordnung (VerpackV) gefor­
derten Nachweisführung können Angaben zur Erfassung ge­
brauchter Verkaufsverpackungen gemacht werden. 

Zu den außerhalb der kommunalen Entsorgungspflicht und des 
Dualen Systems einer Verwertung zugeführten nicht überwa­
chungsbedürftigen und überwachungsbedürftigen Abfälle lie­
gen keine ausreichenden Daten vor, um gesicherte Angaben ma­
chen zu können. Die hierfür erforderliche Verpflichtung zur 
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Übergabe der entsprechenden Daten durch die Abfallerzeuger/ 
-besitzer an die zuständigen Behörden ist vom Bundesgesetzge­
ber grundsätzlich nicht vorgesehen. Soweit jedoch relevante An­
gaben aus Erhebungen des Landesamtes für Datenverarbeitung 
und Statistik Brandenburg zu einzelnen Abfall- und Wertstoffar­
ten vorliegen, wurden diese mit einbezogen bzw. zu Plausibili­
tätsprüfungen herangezogen. 

Zu den auf Deponien abgelagerten Abfällen wurden Daten auf 
der Grundlage von § 40 KrW-/AbfG erhoben. 

2.4	 Ablauf der Planerstellung 

Der Abfallwirtschaftsplan entstand in einem iterativen Prozess. 
Ausgehend von den vorhandenen Abfallwirtschaftsplänen3) und 
dem Abfallwirtschaftsprogramm4) konzipierte das MLUR des­
sen Inhalte und Schwerpunkte. 

1998 wurden alle örE zu Erörterungen ihrer kommunalen Ab­
fallwirtschaftsplanungen eingeladen. Dafür bereitete das LUA 
vorhandene Daten, insbesondere zur Prognose der Abfallmen­
gen und -entsorgungsanlagen, auf. Die bei den Gesprächen mit 
den örE gewonnenen Erkenntnisse wurden zur weiteren Qualifi­
zierung der Prognose und der Planungsaussagen verwendet. 

Zum Abschluss des Prozesses fanden die nach § 17 Abs. 3 
BbgAbfG erforderlichen Anhörungen mit anderen von der Ab­
fallwirtschaftsplanung Betroffenen und den angrenzenden 
Bundesländern, insbesondere mit dem Land Berlin, statt. Soweit 
sich aus den Anhörungen weitere für die Planerstellung relevan­
te Aussagen, Daten und Hinweise ergaben, wurden diese einge­
arbeitet. Dazu gehörten vor allem Angaben aus den abfallwirt­
schaftlichen Konzeptionen der örE, insbesondere zur Deponie­
planung. 

3	 Entwicklung des Abfallaufkommens bis zum Jahr 
2010 

3.1	 Prognose der Abfallströme 

Die im Abfallwirtschaftsplan getroffenen Festlegungen zur Si­
cherung des zukünftigen Bedarfs an Abfallbeseitigungsanlagen 
beruhen auf Annahmen über die Art und Menge an Abfällen, die 
im Planungszeitraum zur Beseitigung anfallen werden. Dabei 
werden insbesondere Vermeidungs- und Verwertungspotentiale 
berücksichtigt. Das zu diesem Zweck entwickelte Prognosemo­
dell ist ausführlich im Anhang erläutert. Seine wesentlichen Ele­
mente werden nachfolgend zusammenfassend beschrieben. 

Mit dem Prognosemodell nicht vorhersagbar sind dagegen die 
Auswirkungen von illegaler Abfallentsorgung oder Scheinver­
wertung (illegale Abfalllager, im Bergversatz u. Ä.). Die in die­
sem Zusammenhang zunehmenden Aktivitäten sind ein nicht zu 

3) MUNR: Vorläufiger Abfallentsorgungsplan für das Land Branden­
burg - Teil Siedlungsabfälle - (Stand: 12. Dezember 1992); MUNR: 
Abfallentsorgungsplan für das Land Brandenburg - Teil Baurest­
massen - (Stand: August 1995) 

4) MUNR: Abfallwirtschaftsprogramm Land Brandenburg (März 
1997) 

unterschätzender Unsicherheitsfaktor für die prognostizierten 
Mengen und damit auch für die daraus abzuleitenden erforder­
lichen Anlagenplanungen. Dem kann allerdings nur durch wirk­
samere und für den behördlichen Vollzug effektivere gesetzliche 
Regelungen begegnet werden. 

Abbildung 2 zeigt die wichtigsten modellierten Abfallströme. 
Der Schwerpunkt der Betrachtung liegt auf den Abfällen, die zu 
beseitigen sind. Den örE kommt hierbei eine Schlüsselrolle zu. 
Innerhalb des gesetzlichen Rahmens wird unter Berücksichti­
gung des derzeitigen Planungsstandes die zukünftig durch die 
örE zu behandelnde und abzulagernde Abfallmenge abge­
schätzt. Weiterhin wird abgeschätzt, welche Mengen von den zu­
künftig den örE überlassenen Abfällen zusätzlich einer Verwer­
tung zugeführt werden. 

Im Kapitel 4 erfolgt ein Vergleich der für die Verwertung bzw. 
Beseitigung zur Verfügung stehenden Anlagenkapazitäten mit 
den zukünftig durchzusetzenden Mengen. Thermische Behand­
lungskapazitäten werden insgesamt unter Nummer 4.1.4 darge­
stellt. 

Die gesamte zur Entsorgung angefallene Abfallmenge lässt sich 
nicht vollständig ermitteln, weil die hierfür erforderlichen Da­
tengrundlagen nicht ausreichen (siehe Nummer 2.3). 
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Abb. 2: Prognose der Abfallströme 
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3.2 Abfälle zur Beseitigung 

3.2.1 Bildung von Abfallgruppen und Prognoseszenarien 

Die einzelnen Abfallarten wurden zu drei Gruppen mit insge­
samt sieben Untergruppen zusammengefasst. Die Datenaggre­
gation erfolgte mittels der Kriterien 

1. Abfallzusammensetzung/-behandlungsfähigkeit und 
2. Abfallmenge. 

Im ersten Schritt wurden die Abfallarten danach unterschieden, 
ob und in welcher Form sie vor einer Ablagerung behandelbar 
sind. Diese Darstellung weicht zwar von den üblicherweise vor­
genommenen Zusammenfassungen von Abfallarten ab, besitzt 
aber den Vorteil, dass sich die erforderlichen Kapazitäten für die 
jeweiligen Behandlungs-/Beseitigungsverfahren direkt ableiten 
lassen. Unberührt von der getroffenen Einteilung bleibt die kon­
krete Ausgestaltung der stoffstromspezifischen Restabfallbe­
handlung den örE vorbehalten. 

Für alle Gruppen gilt, dass eine mechanische Behandlung erfor­
derlich und zweckmäßig sein kann und an Bedeutung gewinnen 
wird. 

Es wurden folgende Gruppen gebildet: 

- biologisch behandelbare Abfälle,

- thermisch behandelbare, heizwertreiche Abfälle und

- direkt ablagerbare, inerte Abfälle.


Innerhalb dieser Gruppen wurden in einem zweiten Schritt 
Untergruppen gebildet, um einzelne, mengenmäßig dominie­
rende Abfallarten getrennt zu betrachten. Hierbei handelt es sich 
um Hausmüll, Sperrmüll und Baustellenabfälle. Weil bei den 
Sortierrestmengen aus der Baustellenabfallsortierung ein star­
ker Anstieg zu erwarten ist, werden sie in der Gruppe der inerten 
Abfälle getrennt ausgewiesen. 

Tabelle 2 zeigt die den Abfallgruppen zugeordneten Abfallarten. 
Die Bezeichnungen des LAGA-Abfallartenkataloges werden 
deshalb verwendet, weil die der Prognose zugrunde liegenden 
Abfallbilanzen der örE noch dementsprechend erstellt wurden. 
Darüber hinaus wird es auch zukünftig erforderlich sein, im 
Rahmen praktischer abfallwirtschaftlicher Tätigkeit weiter ge­
hende Differenzierungen vorzunehmen als es der EAK vorsieht. 
Das trifft insbesondere für die Abfallart „gemischte Siedlungs­
abfälle“ zu. Unabhängig davon sind die Regelungen der EAK-
Verordnung anzuwenden. Eine Zuordnung der wichtigsten, 
nachfolgend genannten Abfälle zu den mit einem sechsstelligen 
Abfallschlüssel gekennzeichneten Abfallarten erfolgt in Tabel­
le 1 des Anhangs. 
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Tab. 2: Zuordnung der Abfallarten zu Abfallgruppen und -untergruppen (siehe Anhang, Nummer 1.2) 

Für die Prognose wurden die beiden Szenarien 

-	 minimale Abfallmenge 
-	 maximale Abfallmenge 

gebildet.5) Die minimale und maximale zu beseitigende Abfall­
menge bilden einen Korridor, der die für die Landesplanung er­
forderlichen Entsorgungskapazitäten mit hoher Wahrscheinlich­
keit vorgibt. 

Es wird angenommen, dass sich die auf die Gruppen bezogenen 
Abfallmengen im Bereich aller örE um den gleichen Prozentsatz 
gegenüber der Ausgangssituation verringern. Die Reste aus der 

5)	 Alle nachfolgenden Angaben zur Abfallmenge sind auf 1000 Mg 
gerundet. 

Baustellenabfallsortierung wurden direkt aus der Menge an 
Baustellenabfällen berechnet, die künftig in Anlagen sortiert 
wird. Mittels Expertenbefragungen und Literaturrecherchen 
wurden für die jeweiligen Abfallgruppen Veränderungsfaktoren 
für die einzelnen Entwicklungszeiträume ermittelt. 

Nicht separat betrachtet und keinen Abfallgruppen zugeordnet 
wurden bei der Abfallaufkommensentwicklung die Problemab­
fälle aus Haushaltungen und die zu entsorgenden geringen Men­
gen besonders überwachungsbedürftiger Abfälle aus anderen 
Herkunftsbereichen. Diese Abfälle haben im Durchschnitt des 
Landes mit insgesamt weniger als 1 kg/E, a nur einen margina­
len Einfluss auf die Abfallströme und Entsorgungskapazitäten 
sowie ihre künftige Entwicklung. Dem Abfallwirtschaftsplan, 
Teilplan Sonderabfälle, in dem diese Abfallmengen berücksich­
tigt sind, ist zu entnehmen, dass die für ihre Beseitigung erfor­
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derlichen Kapazitäten in Abfallbeseitigungsanlagen verfügbar 
sind. 

Aufgabe der örE ist es, bei der Erfassung dieser Abfälle nach 
Maßgabe des § 3 Abs. 5 BbgAbfG mitzuwirken. Sie haben die 
notwendigen Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass die Prob­
lemabfälle aus privaten Haushaltungen getrennt von anderen 
Abfällen eingesammelt werden. Sie haben auch besonders über­
wachungsbedürftige Abfälle zur Beseitigung aus anderen Her­
kunftsbereichen anzunehmen, soweit sie beim Abfallerzeuger in 
geringen Mengen anfallen. Eine geringe Menge liegt dann vor, 
wenn bei einem Abfallerzeuger entsprechend der Kleinmengen­
regelung des § 2 Abs. 2 der Nachweisverordnung nicht mehr als 
insgesamt 2000 kg/a besonders überwachungsbedürftige Abfäl­
le zur Beseitigung und Verwertung anfallen. Die Überlassungs­
pflicht an die örE besteht dabei nur für die Teilmenge, die nicht 
verwertbar ist und einer Beseitigung zugeführt werden muss. 

Abb. 3: Mengenentwicklung des Hausmülls zur Beseitigung 

3.2.2 Biologisch behandelbare Abfälle 

3.2.2.1 Hausmüll 

Abbildung 3 zeigt das in den Abfallbilanzen der örE dokumen­
tierte Hausmüllaufkommen sowie das prognostizierte Minimal-
und Maximalaufkommen. Die Menge ist seit 1993 von Jahr zu 
Jahr zurückgegangen. (Die starke Verringerung von 1994 zu 
1995 ist allerdings auf die geänderte Darstellungsweise zurück­
zuführen. Ab 1995 ist in der Hausmüllmenge nicht mehr die aus 
gewerblicher Herkunft stammende Abfallmenge enthalten, die 
mit der regulären Umleerbehälterabfuhr eingesammelt wird. 
Diese als Geschäftsmüll bezeichnete Menge ist ab diesem Zeit­
punkt den hausmüllähnlichen Gewerbeabfällen zugeordnet.) 

Für das zukünftige Aufkommen wird auf Grund des bereits ho­
hen Niveaus an Vermeidungs- und Verwertungsmaßnahmen bei 
den trockenen Wertstoffen nur eine geringe Mengenreduzie­
rung angenommen. Ausgehend von einer im Jahr 1996 angefal­
lenen Hausmüllmenge in Höhe von 491.000 Mg wird prognos­
tiziert, dass sich das Aufkommen bis zum Jahr 2010 im Mini­
malszenario um 27,5 % auf 356.000 Mg und im Maximalsze­
nario um 6 % auf 463.000 Mg verringert. Für diese Entwick­
lung sind insbesondere die folgenden Gründe zu nennen: 

- Reduzierung der anfallenden Aschemenge durch Rückgang 
von Einzelfeststoffheizungen, 

- Intensivierung der getrennten Erfassung von Verpackungen 
und anderen trockenen Wertstoffen und 

- Verminderung organischer Bestandteile durch Eigen-/Ge­
meinschaftskompostierung und getrennte Erfassung, insbe­
sondere von pflanzlichen Abfällen. 

Die über den gegenwärtigen Stand hinausgehende zunehmende 
Einführung der Biotonne, durch die weitere Mengen an organi­
schen Bestandteilen abgeschöpft werden können, wird an dieser 
Stelle noch nicht berücksichtigt. Dies geschieht erst im Zu­
sammenhang mit der Bildung örE-spezifischer Varianten (siehe 
Nummer 3.2.6), die sich auf die geplanten Maßnahmen zur Um­
setzung der TA Siedlungsabfall für die überlassenen Abfälle be­
ziehen. 
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3.2.2.2 Andere biologisch behandelbare Abfälle im Szenario „Minimale Abfallmenge“ von einer Fortsetzung des 
Trends der letzten Jahre ausgegangen. Das Szenario „Maximale 

Zu den anderen biologisch behandelbaren Abfällen gehören ins- Abfallmenge“ geht in etwa von einer Stabilisierung auf dem Ni-
besondere hausmüllähnliche Gewerbeabfälle sowie Straßenkeh- veau der 1996 beseitigten Menge aus. Das bedeutet, dass gegen­
richt und Klärschlamm. über einer im Jahr 1996 angefallenen Menge an anderen biolo­

gisch behandelbaren Abfällen in Höhe von 331.000 Mg im Mi-
Die Abbildung 4 weist für das Jahr 1994 ein Minimum aus. Die nimalszenario eine Verringerung des Aufkommens bis zum Jahr 
höheren Werte der Folgejahre lassen sich zum Teil darauf zu- 2010 um 55 % auf 149.000 Mg prognostiziert wird. Für das Ma-
rückführen, dass ab 1995 Geschäftsmüll mit in dieser Abfall- ximalszenario wird ein konstantes Abfallaufkommen angenom­
gruppe erfasst ist (siehe Nummer 3.2.2.1). Für die Zukunft wird men. 

Abb. 4: Mengenentwicklung der anderen biologisch behandelbaren Abfälle zur Beseitigung 

3.2.3 Thermisch behandelbare, heizwertreiche Abfälle 

3.2.3.1 Sperrmüll 

Abbildung 5 zeigt das in den Abfallbilanzen der örE dokumen­
tierte Sperrmüllaufkommen und dessen prognostizierte Ent­
wicklung. Die gegenüber anderen Bundesländern insgesamt 
höhere Sperrmüllmenge lässt sich u. a. damit erklären, dass in 
der Darstellung auch sperrige, gewerbliche Abfälle enthalten 
sind. Auf Grund der Angleichung der Lebensverhältnisse zwi­
schen alten und neuen Bundesländern, besserer und wirtschaft­
licherer stofflicher und thermischer Verwertungsmöglichkeiten 
sowie durch eine längere Gebrauchsdauer sperrmüllrelevanter 
Produkte wird langfristig ein deutlicher Rückgang der zu besei­
tigenden Sperrmüllmenge erwartet. Ausgehend von einer 
im Jahr 1996 angefallenen Sperrmüllmenge in Höhe von 
204.000 Mg wird prognostiziert, dass sich das Aufkommen bis 
zum Jahr 2010 im Minimalszenario um 75 % auf 51.000 Mg 
und im Maximalszenario um 25 % auf 152.000 Mg verringert. 
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Abb. 5: Mengenentwicklung des Sperrmülls zur Beseitigung 

3.2.3.2 Baustellenabfälle6) 

Das in Abbildung 6 dargestellte Aufkommen an Baustellenabfäl­
len zur Beseitigung ist in den vergangenen Jahren bereits stark 
zurückgegangen. Es wird eine Fortsetzung dieses Trends prog­
nostiziert. Der im Jahr 1997 erreichte Wert unterschreitet sogar 
die für dieses Jahr prognostizierte minimale Abfallmenge. Der 
Grund für diese Entwicklung ist in dem Aufbau eines dichten 
Netzes an Sortieranlagen zu sehen, in denen eine zunehmende 
Baustellenabfallmenge sortiert und nachfolgend verwertet wird. 
Diese Entwicklung wird durch die am 16. Februar 1998 von den 
Ländern Berlin und Brandenburg sowie den Industrie- und Han­
delskammern und Verbänden der Bauwirtschaft der beiden Län­
der abgeschlossene „Umweltvereinbarung zur Verwertung von 
Bauabfällen unter besonderer Berücksichtigung gemischter Bau-
und Abbruchabfälle“ unterstützt, die u. a. Maßnahmen zur Ver­
hinderung der Annahme verwertbarer Baustellenabfälle auf De­
ponien vorsieht. Allerdings muss davon ausgegangen werden, 
dass diese Entwicklung auch auf die seit In-Kraft-Treten des 
KrW-/AbfG zunehmenden Aktivitäten zurückzuführen ist, die als 
Scheinverwertung angesehen werden müssen und die sich insbe­
sondere auch auf den Bereich der gemischten Bau- und Ab­
bruchabfälle ausgewirkt haben (siehe auch Nummer 3.1). 

Für das Szenario „minimale Abfallmenge“ wird langfristig eine 
vollständige Verwertung/Vermeidung angenommen. Beim Ma­
ximalszenario reduziert sich das Abfallaufkommen gegenüber 
den im Jahr 1996 angefallenen Baustellenabfallmengen in Höhe 
von 378.000 Mg um 90 % auf 38.000 Mg im Jahr 2010. 

6) Bereits in der Vergangenheit wurden den Baustellenabfällen in der 
Regel die Abfälle zugeordnet, die dem EAK-Schlüssel der ge­
mischten Bau- und Abbruchabfälle entsprechen. 
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Abb. 6:	 Mengenentwicklung der Baustellenabfälle zur Beseitigung 

3.2.3.3	 Andere thermisch behandelbare, heizwertreiche 
Abfälle 

Abbildung 7 zeigt für die Vergangenheit tendenziell ansteigen­
de Abfallmengen. 

Abb. 7:	 Mengenentwicklung der anderen thermisch behandelbaren, heizwertreichen Abfälle zur Beseitigung 
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Für die Zukunft wird dennoch von einem Rückgang der den örE 
überlassenen Mengen auf Grund zunehmender thermischer Be­
handlung und einer effektiveren Sortierung mit weniger Sortier­
resten ausgegangen. Das Szenario „Minimale Abfallmenge“ 
nimmt sogar für das Jahr 2010 eine 90%ige Abnahme gegenüber 
den 1996 beseitigten Mengen in Höhe von 143.000 Mg auf dann 
14.000 Mg an. Im Maximalszenario wird mit einer 55%igen Re­
duktion auf 64.000 Mg/a gerechnet. 

3.2.4 Inerte Abfälle 

3.2.4.1 Abfälle zur Beseitigung aus der Bauabfallsortierung 

Für die Sortierreste aus der Baustellenabfallaufbereitung ist die 
Aussagekraft der vorliegenden Daten geringer als bei den übri­

gen Abfallgruppen einzustufen, weil sie von den örE nicht in je-
dem Fall getrennt von den hausmüllähnlichen Gewerbeabfällen 
ausgewiesen wurden. Auf der Grundlage der zu erwartenden 
Sortiermengen und der daraus resultierenden Sortierreste, deren 
Höhe regional von der Verteilung der vorhandenen Sortierkapa­
zitäten abhängt, ergibt sich die in Abbildung 8 dargestellte Ent­
wicklung. Kurzfristig wird ein tendenziell größerer Anstieg vor­
hergesagt. Mittel- und langfristig bleibt die Inputmenge in den 
Aufbereitungs- und Sortieranlagen auf höherem Niveau stabil, 
wobei für die zu beseitigenden Sortierreste von einem Rückgang 
ausgegangen wird. Basierend auf der im Jahr 1996 angefallenen 
Sortierrestmenge in Höhe von 38.000 Mg wird prognostiziert, 
dass das Aufkommen bis zum Jahr 2010 im Minimalszenario 
auf 106.000 Mg und im Maximalszenario auf 114.000 Mg an­
steigt. 

Abb. 8: Mengenentwicklung der Sortierreste zur Beseitigung aus der Baustellenabfallaufbereitung 

3.2.4.2 Andere inerte Abfälle 

Abbildung 9 zeigt die Entwicklung der inerten Abfälle (ohne 
Sortierreste aus der Baustellenabfallaufbereitung). Gegenüber 
dem Ausgangsjahr 1993 hat sich die Menge stark reduziert; der 
von 1995 auf 1996 erfolgte Anstieg wurde vor allem durch in 
größerem Umfang deponierten Bauschutt verursacht. Auf 
Grund der größeren Mengenschwankungen in der Vergangen­
heit lässt sich eine Trendaussage nur über einen längeren Zeit­
raum treffen. Von dem Bezugsjahr 1996 aus (193.000 Mg) wird 
auf lange Sicht nur im Szenario „Minimale Abfallmenge“ ein 
größerer Mengenrückgang auf 64.000 Mg/a prognostiziert. 
Dieser Trend wird durch die Abfallbilanzwerte der Jahre 1997 
und 1998 bestätigt. Dass diese Werte in den beiden Jahren be­
reits deutlich unter den entsprechenden Prognosewerten liegen, 
ist auf den oben genannten Anstieg zurückzuführen. Da es sich 
um direkt ablagerbare Abfälle handelt, ergeben sich keine Aus­
wirkungen auf die nachfolgende Bestimmung der erforder­

lichen Behandlungskapazitäten. Hinsichtlich der Ablagerungs­
kapazitäten ist diese Differenz vernachlässigbar. 
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Abb. 9: Mengenentwicklung der anderen inerten, direkt ablagerbaren Abfälle zur Beseitigung 

3.2.5 Gesamtaufkommen vor der Behandlung 

Die Abbildungen 10 und 11 zeigen die Entwicklung des Ge­
samtaufkommens, unterteilt in die sieben Abfallgruppen. Im 
Zeitraum von 1993 bis 1996 war ein Rückgang der beseitigten 
(deponierten) Abfallmenge von 2,495 Mio. Mg/a auf 1,784 
Mio. Mg/a, das heißt um ca. 30 % zu verzeichnen. Für die Zu­
kunft wird mit einem Anhalten dieser Entwicklung gerechnet. 
Danach beträgt die zu beseitigende Abfallmenge für das Jahr 
2005 zwischen 1,105 - 1,479 Mio. Mg (62 - 83 % der 1996 be­
seitigten Menge) und für das Jahr 2010 zwischen 0,749 - 1,332 
Mio. Mg (42 - 75 % der 1996 beseitigten Menge). Darin ist noch 
nicht die Mengenreduzierung enthalten, die durch die Restab­
fallbehandlung und die Einführung der Biotonne entsteht (sie­
he Nummer 3.2.6). 

Die größte Abfallgruppe im gesamten Betrachtungszeitraum 
bildet der Hausmüll. Für ihn wird eine geringere Reduzierung 
als bei den übrigen Abfallarten für realistisch gehalten, weil hier 
bereits in der Vergangenheit große Anstrengungen zur Vermei­
dung und Verwertung unternommen wurden. Für die heizwert-
und wertstoffreichen Abfallgruppen Baustellenabfälle, Sperr­
müll und andere heizwertreiche Abfälle wird die größte Abnah­
me prognostiziert. 
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Abb. 10:	 Abfälle zur Beseitigung 
1993 - 1996 tatsächlich durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger beseitigte Mengen (Deponierung) 
1997 - 2010 prognostizierte minimale Abfallmengen zur Beseitigung (vor der Behandlung) 
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Abb. 11:	 Abfälle zur Beseitigung 
1993 - 1996 tatsächlich durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger beseitigte Mengen (Deponierung) 
1997 - 2010 prognostizierte maximale Abfallmengen zur Beseitigung (vor der Behandlung) 
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Abbildung 12 zeigt die für die Jahre 2005 und 2010 prognosti- örE zu erkennen, die vor allem auf die unterschiedlichen Bevöl­
zierten, den einzelnen örE zur Beseitigung überlassenen Abfall- kerungszahlen in den Entsorgungsgebieten zurückzuführen 
mengen. Es sind große Unterschiede zwischen den einzelnen sind. 

Abb. 12: Prognose der überlassenen Abfälle zur Beseitigung 
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3.2.6 Gesamtaufkommen nach der Behandlung 

Aus der TA Siedlungsabfall ergeben sich Anforderungen an die 
Ablagerung von Abfällen, die für die meisten Abfallarten eine 
Behandlung spätestens ab dem Jahr 2005 erforderlich machen. 
Spätestens ab dem 1. Juni 1999 waren Maßnahmen zu ergreifen, 
die die Einbaudichte erhöhen und die Gehalte an nativ-organi­
schen Bestandteilen in den Abfällen reduzieren. 

Die geplanten Maßnahmen der örE zur Umsetzung der TA Sied­
lungsabfall sind zu verschiedenen Varianten zusammengefasst. 
Tabelle 3 stellt die wesentlichen Auswirkungen der möglichen 
Entsorgungsmaßnahmen auf die Abfallmenge dar. Da die Über­
gangsbestimmungen der TA Siedlungsabfall auslaufen, gelten 
spätestens ab 1. Juni 2005 höhere Anforderungen an die abzu­
lagernden Abfälle und deren Einbau. Dadurch geht das benö­
tigte Ablagerungsvolumen stark zurück. Weiterhin ist für den 
Deponiebau (temporäre Abdeckung des Deponiegutes, Einrich­
tung von Zufahrtswegen, Herstellung der Endkubatur) ein ent­
sprechendes Volumen zu veranschlagen. Auf Grund des Nach­
holebedarfs bei der Ertüchtigung der Deponien war dieses Vo­
lumen in der Vergangenheit größer und wird zukünftig deutlich 
zurückgehen. Für den Übergangszeitraum 1999 bis 2005 wer­
den von den örE die Varianten 2 (getrennte Bioabfallsammlung) 
oder 3 (Extensivrotte - offene, ungesteuerte, passiv belüftete 
Rotte ohne Umsetzen der Mieten sowie ohne Ablufterfassung) 
verfolgt, um die Anforderungen zur Umsetzung der Nummer 
12.1 Buchstabe b der TA Siedlungsabfall zu erfüllen. Sie unter­
scheiden sich nur unerheblich hinsichtlich der erzielten Volu­
menreduktion der abzulagernden Abfälle (18 - 21 %). Lediglich 
für den KAEV „Niederlausitz“ wird darüber hinausgehend ab 
dem Jahr 2001 die Variante 4 (Intensivrotte - gekapselte, ge­
steuerte, aktiv belüftete Rotte mit Umsetzen der Mieten und mit 
Ablufterfassung und -reinigung) angesetzt. Ab dem Jahr 2005 
wird, mit Ausnahme des Landkreises Spree-Neiße, für alle örE 
die Variante 5 (Intensivrotte + Abtrennung einer heizwertrei­
chen Fraktion) angenommen. Diese Variante wurde gewählt, 
um die nach der Abfallbehandlung im Land Brandenburg maxi­
mal zu deponierenden Abfallmengen zu bestimmen. Die An­
nahme ist außerdem gerechtfertigt, weil in den Abfallwirt­
schaftskonzepten aller örE diese Variante mitbetrachtet und bis­
her in keinem Fall ausgeschlossen wurde. Für die mechanisch 
vorbehandelten heizwertreichen Abfälle wird lediglich beim 
Maximalszenario davon ausgegangen, dass ein Behandlungs­
rest (30 %), der nach der thermischen Behandlung anfällt, ab­
zulagern ist. Die für die einzelnen örE für den Prognosezeit­
raum angenommenen Varianten sind in Tabelle 4 des Anhangs 
dargestellt. Insgesamt ergibt sich zuzüglich zu dem prognosti­
zierten Rückgang des zu beseitigenden Abfallaufkommens (sie­
he Nummer 3.2.5) eine Volumenreduktion aus der Abfallbe­
handlung von 62 - 66 %. Bei einer thermischen Abfallbehand­
lung würde das bereitzuhaltende Deponievolumen um 75 - 86 % 
sinken. 
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Basierend auf den prognostizierten minimalen und maximalen gehen. Im Jahr 2010 werden sich diese Mengen weiter auf im 
Abfallmengen zeigen die Abbildungen 13 und 14 das durch die Minimum ca. 310.000 m3 bzw. im Maximum ca. 540.000 m3 ver-
Behandlung reduzierte Volumen der abzulagernden Abfälle. Für ringern. Der inerte, nicht vorzubehandelnde Anteil daran beträgt 
das Jahr 2005 ist von einer minimalen Ablagerungsmenge von dabei im Jahr 2005 ca. 47 % und im Jahr 2010 ca. 41 %. 
ca. 400.000 m3 und einer maximalen von ca. 570.000 m3 auszu-

Abb. 13: Entwicklung des Volumens der durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger abzulagernden Abfälle - Minimalszenario ­
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Abb. 14: Entwicklung des Volumens der durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger abzulagernden Abfälle - Maximalszenario ­
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Für die einzelnen örE ergeben sich die in Abbildung 15 gezeig­
ten minimalen und maximalen Abfallmengen für die Jahre 2005 
und 2010 zur Ablagerung. 

Abb. 15: Prognose der abzulagernden Abfälle 
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3.3	 Abfälle zur Verwertung/Abfälle zur thermischen Be­
handlung 

3.3.1	 Bildung von Abfallgruppen 

Auch in diesem Kapitel werden die einzelnen Abfallarten zu 
Gruppen zusammengefasst. Die Aggregation erfolgt im Hin­
blick auf die einsetzbaren Verwertungs-/Behandlungsverfahren. 
Dies ist erforderlich, um in Nummer 4.2 eine Gegenüberstel­
lung der prognostizierten Abfallmengen mit den verfügbaren 
Behandlungskapazitäten vornehmen zu können. 

Folgende Gruppen wurden gebildet:


- biogene Abfälle,

- Verpackungs- und stoffgleiche Abfälle,

- Bauabfälle,

- thermisch behandelbare Abfälle.


Darüber hinaus werden Aussagen zu Autowracks und Elektro-/

Elektronikschrott getroffen.
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Innerhalb der einzelnen Gruppen werden jeweils die vor der ei-
gentlichen Verwertung/thermischen Behandlung eingesetzten 
Aufbereitungs- und Sortierverfahren mit betrachtet. 

Die Datenlage ergibt im Unterschied zu den beseitigten Abfäl­
len für die verwerteten Abfälle ein wesentlich undifferenzierte­
res Bild (siehe Nummer 2.3). Die zukünftig verwertete Menge 
wird der Menge gleichgesetzt, die nach dem Szenario „Minima­
le Abfallmenge zur Beseitigung im Jahre 2010” nicht mehr den 
örE zur Beseitigung überlassen wird. Aspekte, die zu einer Ver­
ringerung der in Entsorgungsanlagen verwerteten Abfälle füh­
ren, wie z. B. die weitere Abfallvermeidung, die Verwertung der 
Abfälle außerhalb des Landes und die Zunahme der direkten 
Verwertung außerhalb von Entsorgungsanlagen, werden wegen 
nicht ausreichend verfügbarer Daten sowie nicht quantifizierba­
rer Einflussgrößen hier nicht weiter betrachtet. 

3.3.2 Biogene Abfälle 

Zu den verwertbaren biogenen Abfällen zählen insbesondere 
pflanzliche Abfälle, Produktionsreste aus der lebens- und ge­
nussmittelverarbeitenden Industrie, Küchen- und Kantinenab­
fälle, Klärschlamm und Gülle. Sie werden in Kompostierungs­
anlagen und in Vergärungsanlagen behandelt. Auf der Grundla­
ge der vorhandenen anlagenbezogenen Daten kann die in Kom­
postierungsanlagen als Abfall zur Verwertung behandelte Men­
ge mit 713.000 Mg/a und die in Vergärungsanlagen behandelte 
Menge mit 290.000 Mg/a geschätzt werden. Daraus ergibt sich 
ein Gesamtdurchsatz von ca. 1.003.000 Mg/a. Langfristig bis 
zum Jahr 2010 wird einschließlich der über die Biotonne ge­
trennt erfassten Bioabfälle mit einer zusätzlich zu verwertenden 
Menge von maximal 250.000 Mg/a gerechnet. 

3.3.3 Verpackungs- und stoffgleiche Abfälle 

Von besonderer Bedeutung für die gesamte Entwicklung der ge­
trennten Erfassung, Sortierung, Aufbereitung und Verwertung 
war die Entscheidung des Gesetzgebers, Hersteller und Vertrei-

Tab. 4: Erfasste und verwertete Verkaufsverpackungen 

ber von Verpackungen zur Rücknahme und Verwertung ge­
brauchter Verpackungen zu verpflichten. Daher wird in diesem 
Kapitel den Verpackungsabfällen ein gesonderter Abschnitt ge­
widmet. In einem zweiten Abschnitt werden dann Angaben zu 
den insgesamt im Land Brandenburg behandelten und verwerte­
ten Verpackungs- und stoffgleichen Abfällen gemacht, unab­
hängig davon, ob diese im Land oder außerhalb erfasst wurden. 

Verpackungsabfälle 

Durch die 1991 in Kraft getretene VerpackV wurde die traditio­
nelle Erfassung von Glas und Papier/Pappe/Karton (PPK) for­
ciert und um die Sammlung weiterer Materialien wie Kunststof­
fe, Weißblech, Aluminium und Verbunde, die so genannten 
Leichtverpackungen (LVP), erweitert. 

Dafür wurden Systeme installiert, durch die die Abfälle mög­
lichst nah am Anfallort erfasst werden. Das hat nicht nur positi­
ve Auswirkungen auf die Sammlung von gebrauchten Verpa­
ckungen, sondern auch auf stoffgleiche Abfälle wie insbesonde­
re Druck-Erzeugnisse und grafische Papiere. 

Zu den erfassten und verwerteten Mengen dieser Abfälle liegen 
unterschiedlich aussagekräftige Daten vor. Die umfangreichsten 
und genauesten Daten gibt es im Bereich Verkaufsverpackun­
gen, da diese die Grundlage eines jährlich zu erstellenden Men­
genstromnachweises entsprechend VerpackV bilden. Transport-
und Umverpackungen werden in der Regel direkt am Anfallort 
(Handel und Gewerbe) erfasst. Da hierfür in der VerpackV kein 
Mengenstromnachweis wie für Verkaufsverpackungen gefor­
dert ist, wurden die Daten, die sich auf das Jahr 1996 beziehen, 
dem derzeit vorliegenden Statistischen Jahrbuch des Landes 
Brandenburg von 1998 entnommen. 

Folgende Mengen an gebrauchten Verkaufsverpackungen wur­
den gemäß Mengenstromnachweis (1998) im Land Branden­
burg erfasst und einer Verwertung zugeführt: 
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Eine Sortierung der erfassten Abfälle ist notwendig, um Stör-
und Fremdstoffe sowie nicht verwertbare Verpackungen zu ent­
fernen und die einzelnen Materialien entsprechend dem weite­
ren Verwertungsweg zu separieren. Daraus resultiert die Diffe­
renz zwischen erfasster und verwerteter Menge (bei Glas ver­
nachlässigbar). 

Für Transport- und Umverpackungen wurden laut Statistischem 
Jahrbuch für 1996 folgende Mengen ausgewiesen: 

Glas 6.300 Mg

PPK 35.100 Mg

Kunststoffe 7.000 Mg

Holz 1.200 Mg

Metalle 1.300 Mg

Verbunde 200 Mg


Es ist davon auszugehen, dass diese Mengen direkt bzw. ohne 
großen Sortieraufwand fast vollständig einer Verwertung zuge­
führt werden. 

Insgesamt im Land Brandenburg sortierte, aufbereitete und 
verwertete Verpackungs- und stoffgleiche Abfälle 

Insgesamt wurden laut Statistischem Jahrbuch im Land Bran­
denburg 1996 folgende Mengen an Verpackungs- und stoffglei­
chen Abfällen sowohl aus dem Land Brandenburg als auch aus 
anderen Bundesländern sortiert bzw. aufbereitet: 

Glas 372.100 Mg

PPK 322.600 Mg

LVP 73.900 Mg

sonst. Abfallgemische 3.600 Mg


Die Verwertung der aussortierten bzw. aufbereiteten Materialien 
erfolgte sowohl im Land Brandenburg als auch außerhalb des 
Landes. 

Im Land Brandenburg wurden nach Angaben der Verwerter 
1998 mindestens folgende Mengen an Verpackungs- und stoff­
gleichen Abfällen der nachfolgend aufgeführten Materialien 
verwertet: 

Glas 94.200 Mg

PPK 650.000 Mg

Kunststoffe 130.000 Mg


Darin sind auch Mengen enthalten, die außerhalb des Landes 
Brandenburg erfasst, sortiert oder aufbereitet wurden. 

Durch verstärkte Maßnahmen der Getrennthaltung und Sortie­
rung wird sich die Menge der Verpackungs- und stoffgleichen 
Abfälle, die der Verwertung zugeführt werden, weiter erhöhen. 
Entsprechend der erstellten Prognose werden von den zukünftig 
nicht mehr abgelagerten Abfällen ca. 30 % roh- bzw. werkstoff­
lich verwertet. Das entspricht im Jahr 2010 einer zusätzlichen 
Menge von ca. 350.000 Mg. 

3.3.4 Bauabfälle 

Die bei Bau- und Abbruchmaßnahmen entstehenden Bauabfälle 
setzen sich aus Bauschutt, Bodenaushub, Baustellenabfällen 
und Straßenaufbruch zusammen. Die in Brecheranlagen verar­
beitete Abfallmenge beläuft sich auf ca. 15 Mio. Mg/a. Darüber 
hinaus werden in Sortieranlagen gegenwärtig ca. 1,5 Mio. Mg/a 
behandelt. 

Die in solchen Anlagen zu behandelnde Abfallmenge wird nicht 
weiter ansteigen, da eine Zunahme der gegenwärtigen Bautätig­
keit ausgeschlossen werden kann. Von den bisher noch abge­
lagerten Bauabfällen sind langfristig noch maximal 200.000 
Mg/a Recyclinganlagen zuführbar. 

Bauabfälle werden außerdem für Deponiebau- und Rekultivie­
rungsmaßnahmen eingesetzt. Der Bedarf für Deponiebaumaß­
nahmen im Rahmen des Ablagerungsgebietes wird sich in den 
nächsten Jahren deutlich verringern und sich bis zum Jahr 2010 
mindestens auf 40.000 Mg/a reduzieren. Deutlich zunehmen 
werden die Mengen, die für Rekultivierungsmaßnahmen benö­
tigt werden. Neben der Rekultivierung von Tagebaufolgeland­
schaften trifft dies insbesondere auch für die Rekultivierung von 
stillgelegten Deponien und Altablagerungen zu, die einen 
Schwerpunkt der abfallwirtschaftlichen Ziele des Landes dar­
stellt. Konkrete Mengenangaben dazu können jedoch nicht ge­
macht werden, da diese vom Zeitpunkt und der Art der Rekulti­
vierungsmaßnahmen abhängig sind, deren Umfang noch nicht 
ausreichend bestimmt werden kann. 

3.3.5 Thermisch behandelbare Abfälle 

Gegenwärtig werden Abfallmengen in einer Größenordnung 
von ca. 340.000 Mg/a einer thermischen Behandlung zugeführt. 
Hierbei handelt es sich überwiegend um Holzabfälle. 

Durch die künftig zusätzlich getrennt erfassten Mengen, vor al­
lem aus der Aufbereitung von Bauabfällen, Sperrmüll und ande­
ren heizwertreichen Abfällen sowie von Mengen, die im Rah­
men der Restabfallbehandlung abgetrennt werden, ist mit einer 
beträchtlichen Zunahme der thermisch zu behandelnden Men­
gen zu rechnen (zusätzlich: minimal 550.000 Mg/a, maximal 
700.000 Mg/a). 

3.3.6 Autowracks 

Bezogen auf einen Pkw-Bestand von ca. 1,3 Mio. Stück und ei­
ner durchschnittlichen Nutzungsdauer von 12 bis 13 Jahren er­
gibt sich für das Land Brandenburg im Jahr 1998 ein Aufkom­
men an Altautos von ca. 100.000 Stück. Für den betrachteten 
Planungszeitraum ist maximal von einem leichten Anstieg des 
Aufkommens auszugehen. 

3.3.7 Elektro-/Elektronikschrott 

In den Abfallbilanzen der örE ist in den letzten Jahren eine deutli­
che Zunahme von Elektro-/Elektronikschrott (einschließlich 
Kühl- und Gefrierschränke) zu verzeichnen. Im Jahr 1997 wurden 
3.192 Mg Schrott sowie ca. 219.000 Stück Einzelgeräte erfasst. 
Wegen der stark variierenden Einzelgewichte der Geräte war eine 
Umrechnung der Stückzahlen in Gewichtsangaben nicht möglich. 



413 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 30 vom 2. August 2000 

Auf Grund der Höhe des bundesweiten Gesamtaufkommens an 
Elektro-/Elektronikschrott von ca. 1,5 Mio. Mg für das Jahr 
1998 muss für das Land Brandenburg von einer weiteren Zu­
nahme in den nächsten Jahren ausgegangen werden. 

4.	 Vorhandene und zukünftig erforderliche Entsor­
gungsanlagen 

In diesem Kapitel erfolgt eine nach Verfahren gegliederte Dar­
stellung der vorhandenen Entsorgungsanlagen. Ihren Kapazitä­
ten werden die prognostizierten Abfallmengen aus Kapitel 3 
gegenübergestellt. 

4.1	 Beseitigungsanlagen 

4.1.1	 Siedlungsabfalldeponien 

Den errechneten Kapazitäten der von den örE betriebenen De­
ponien liegen die durch das LUA bestätigten Deponievolumina 
(im Einzelnen siehe Tabelle 2.1 im Anhang) bzw. die dem LUA 
eingereichten aktuellen Planungsunterlagen zugrunde. Von den 
verschiedenen Möglichkeiten für einen Weiterbetrieb der Depo­
nien wurden folgende betrachtet: 

1. Variante „Planvolumen“ 

Ausschöpfung des von den Betreibern geplanten Volumens, 

2. Variante „Technisches Mindestvolumen“ 

Verfüllung mit der Abfallmenge, die aus technischen Grün­
den für den Betriebsabschluss mindestens erforderlich ist. 

Diese beiden Varianten wurden gewählt, um die derzeit bere­
chenbaren Kapazitätsgrenzen sichtbar zu machen. Während die 
sich aus der Variante „Technisches Mindestvolumen“ ergebende 
Kapazität auf Grund der technischen Randbedingungen als un­
tere Grenze im Prinzip feststeht, wird sich die der Variante 
„Planvolumen“ zuzuordnende Kapazität auf Grund zu erwarten­
der weiterer Planungen, die dem LUA noch nicht vorgelegen ha­
ben, zukünftig noch verändern. Solche Veränderungen konnten 
bei den durchgeführten Kapazitätsberechnungen für diese Vari­
ante deshalb nicht berücksichtigt werden, auch wenn entspre­
chende Planungsabsichten verschiedener örE grundsätzlich be­
reits bekannt waren. Berücksichtigt wurden jedoch solche Pla­
nungsabsichten der örE, die durch eine zeitliche Begrenzung der 
Ablagerung, in der Regel bis zum Jahre 2005, bestimmt waren 
(siehe Abb. 17 bis 19). 

Abbildung 16 zeigt das Restvolumen der 36 von den örE betrie­
benen Siedlungsabfalldeponien (ohne Deponien, die für die Ab­
lagerung Berliner Abfälle genutzt werden, siehe auch Num­
mer 5). Die mit Stand vom 1. Januar 1999 ermittelte Kapazität 
beträgt für die Variante „Planvolumen“ 10,9 Mio. m3 und für die 
Variante „Technisches Mindestvolumen” 6,4 Mio. m3. Die Vari­
ante „Technisches Mindestvolumen“ zeigt, dass bei Bedarf die 
Schließung zahlreicher Deponien mit einem vertretbaren tech­
nischen Aufwand erfolgen kann. Die sich aus den beiden Vari­
anten ergebende Spannweite zeigt weiterhin, dass die örE in der 
Regel über einen gewissen Handlungsspielraum in Bezug auf 

den Abschluss ihrer Deponien verfügen, der für die Festlegung 
einer wirtschaftlichen Entsorgungsvariante genutzt werden 
kann. 
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Abb. 16 Siedlungsabfalldeponien der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger

Varianten „Planvolumen“ und „Technisches Mindestvolumen“ (laufende Nummer siehe Anhang Nummer 2.1)


Aus der Verknüpfung der zuvor dargestellten beiden Varianten 
der verfügbaren Deponiekapazitäten und des in Nummer 3.2.6 
prognostizierten minimalen bzw. maximalen Volumens der ab­
zulagernden Abfälle lässt sich das verfügbare Restvolumen der 
Siedlungsabfalldeponien der örE über die Zeit ableiten. Abbil­
dung 17 zeigt, dass sich die über das technische Mindestvolu­
men hinausgehende Deponieplanung der örE mittelfristig stär­
ker auf das verfügbare Restvolumen auswirkt als die Bandbrei­
te der prognostizierten Abfallmenge. 



415 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 30 vom 2. August 2000 

Abb. 17: Restvolumen der Siedlungsabfalldeponien der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger des Landes Brandenburg gesamt in 
vier Varianten7) 

Wird von den örE das derzeit geplante Volumen (Variante „Plan­
volumen”) genutzt, würde beim Szenario „maximale Abfall­
menge“ das landesweit verfügbare Restvolumen im Jahr 2005 
ausgeschöpft sein, beim Szenario „minimale Abfallmenge“ da­
gegen erst im Jahre 2010. 

In dem theoretischen Fall, dass durch die örE lediglich das tech­
nisch erforderliche Mindestvolumen genutzt würde, endete die 
Restlaufzeit bei minimaler bzw. maximaler Abfallmenge zwi­
schen 2003 und 2005. 

Über die in der Variante „Planvolumen“ dargestellten Deponie­
kapazitäten der örE hinaus bestehen bei mehreren örE Pla­
nungsabsichten für die Schaffung zusätzlicher Deponiekapa­
zitäten in einer Größenanordnung von insgesamt ca. 3 Mio. m3 

(Landkreis Barnim, Landkreis Oder-Spree, Landkreis Ucker­
mark, Landkreis Spree-Neiße, AEV „Schwarze Elster“). Weiter­
hin stehen im Land zusätzlich neu geschaffene Entsorgungska­
pazitäten für Siedlungsabfälle nach dem Stand der Technik bei 
der MEAB mbH am Standort Schöneiche mit einem Volumen 
von 1,6 Mio. m3 zur Verfügung. 

Bei Schaffung bzw. Nutzung dieser Kapazitäten besteht für das 
Land eine Entsorgungssicherheit, die auch beim Eintreten des 
vor dem Hintergrund der abfallwirtschaftlichen Zielstellungen 
kaum zu erwartenden Szenarios „Maximale Abfallmenge“ min­
destens bis zum Jahr 2010 reicht. Außerdem verfügen die örE 

7)	 Die sprunghafte Kapazitätssenkung im Jahr 2005 ergibt sich aus 
der Planungsabsicht mehrerer örE, die Ablagerung auf ihren Depo­
nien zeitlich zu begrenzen. Der zum selben Zeitpunkt eintretende 
flachere Kurvenverlauf resultiert aus dem in Folge der Abfallbe­
handlungspflicht (spätestens ab dem 1. Juni 2005) geringeren er­
forderlichen Ablagerungsvolumen. 

nach vorliegendem Kenntnisstand über 5 bis 6 Mio. m3 be­
standsgeschütztes Deponievolumen, für das aber derzeit keine 
Planungsabsichten erkennbar sind. Daraus ist ableitbar, dass im 
betrachteten Planungszeitraum grundsätzlich kein Bedarf an 
neuen Deponien im Land Brandenburg besteht. 

Die Abbildungen 18 und 19 zeigen die Restlaufzeiten in den 
Entsorgungsgebieten der örE. Legt man die Variante „Techni­
sches Mindestvolumen” zugrunde, wäre für die meisten örE ei­
ne Verfüllung ihrer Deponien vor dem Jahr 2005 möglich. Die 
sich aus den beiden Abfallmengenszenarien ergebende Spann­
weite wirkt sich signifikant lediglich auf die Deponierestlauf­
zeiten der Landkreise Havelland und Oder-Spree aus. 

Im Gegensatz zur Variante „Technisches Mindestvolumen“ 
überschreiten mehrere örE mit ihren derzeit geplanten Depo­
niekapazitäten (Variante „Planvolumen“) das prognostizierte 
erforderliche Volumen bis zum Ende des Planungshorizontes im 
Jahr 2010. Aber auch bei dieser Variante werden auf Grund ei­
ner vorherigen Erschöpfung des Deponievolumens selbst beim 
Szenario „minimale Abfallmenge” bzw. auf Grund abfallwirt­
schaftlicher Planungen die Mehrzahl der örE die Ablagerung 
bis zum Jahr 2005 auf ihren Deponien beenden. 
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Abb. 18: Restlaufzeiten der Siedlungsabfalldeponien der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger bei Verfüllung des technisch er­
forderlichen Mindestvolumens 
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Abb. 19: Restlaufzeiten der Siedlungsabfalldeponien der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger bei Verfüllung des geplanten Vo­
lumens 
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Seit 1991 wurden im Land Brandenburg für die Errichtung von 
Siedlungsabfalldeponien fünf Raumordnungsverfahren abge­
schlossen und die Unterlagen für die Durchführung eines Plan­
feststellungsverfahrens bei der zuständigen Behörde einge­
reicht. Auf Grund der veränderten abfallwirtschaftlichen Situa­
tion im Land besteht für die Fortsetzung der Planungsarbeiten 
keine Notwendigkeit mehr. Sie wurden deshalb auf den jeweils 
erreichten Planungsstufen abgebrochen. 

4.1.2	 Betriebs-, Inertstoff- und sonstige Siedlungsabfalldepo­
nien 

Zur Ablagerung auf Betriebsdeponien sind nur solche Abfälle 
zugelassen, die vom jeweiligen Betreiber selbst erzeugt werden. 
Abbildung 20 zeigt die Standorte der 12 Betriebsdeponien, die 
für eine Ablagerung genutzt werden können. Die abgelagerte 
Abfallmenge ist rückläufig und betrug im Jahr 1997 etwa 
0,4 Mio. Mg. Für den überwiegenden Teil dieser Deponien sind 
Schließungsanordnungen in Vorbereitung. Lediglich der Depo­
nie „Grube Präsident” im Landkreis Oder-Spree kommt noch ei­
ne mittel- bis langfristige Entsorgungsfunktion zu. 

Abb. 20: Betriebs-, Inertstoff- und sonstige Siedlungsabfalldeponien (laufende Nummer siehe Anhang Nummer 2.2) 
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Abbildung 20 zeigt die Standorte der acht Inertstoffdeponien. 
Zur Ablagerung auf Inertstoffdeponien sind nur inerte Bau- und 
Abbruchabfälle und entsprechende produktionsspezifische Ab­
fälle zugelassen. 1997 wurden insgesamt ca. 0,3 Mio. Mg abge­
lagert (ohne Deponie Deetz). Auf Grund der künftig zunehmen-
den Verwertung inerter Abfälle ist ein Rückgang der zu depo­
nierenden Mengen zu erwarten. Ein über das Jahr 2005 hinaus­
gehender Betrieb ist nur von den Betreibern der Deponien „Mi­
neralbodenkippe PCK” im Landkreis Uckermark und Reuthen 
im Landkreis Spree-Neiße geplant. Die Inbetriebnahme der ge­
nehmigten, aber bisher nicht errichteten Deponie Ackerstraße 
im Landkreis Oberspreewald-Lausitz ist unklar. 

Der Umfang des weiteren Betriebes der Deponie Hennickendorf 
im Landkreis Märkisch-Oderland ist auf Grund eines eventuel­
len Eigentümerwechsels nicht absehbar. 

Die bisher vorrangig zur Ablagerung Berliner Abfälle genutzten 
Deponien Schöneiche, Vorketzin, Schöneicher Plan, Wernsdorf, 
Schwanebeck und Deetz werden im Kapitel 5 berücksichtigt. 

4.1.3 Mechanisch-biologische Behandlungsanlagen 

Zur Reduzierung des Gehaltes an nativ-organischen Bestandtei­
len der abgelagerten Abfälle werden durch den Landkreis Ha­
velland, durch den AEV „Schwarze Elster“, durch den Landkreis 
Uckermark und durch die kreisfreie Stadt Cottbus mechanisch­
biologische Behandlungsanlagen mit einer Kapazität von insge­
samt 124.000 Mg/a betrieben. 

Für die Ablagerung über den 1. Juni 2005 hinaus führte der 
KAEV „Niederlausitz“ einen Gleichwertigkeitsnachweis nach 
Nummer 2.4 der TA Siedlungsabfall. Dazu ist die Errichtung ei­
ner mechanisch-biologischen Behandlungsanlage mit einer 
Kapazität von 37.000 Mg/a geplant. Darüber hinaus plant die 
MEAB mbH am Standort Schöneiche gleichfalls die Errichtung 
einer Anlage zur mechanisch-biologischen Behandlung mit ei­
ner Kapazität von 200.000 Mg/a auf der Grundlage der Nummer 
2.4 der TA Siedlungsabfall. 

Außerdem sind zwei weitere Anlagen durch die Stadtentsorgung 
Potsdam (STEP) GmbH und durch Abfallwirtschaft Altvater 
& Co. GmbH & Co. KG geplant. 

In Tabelle 5 sind die Abfallmengen dargestellt, die prognostisch 
durch die örE zu behandeln sind. Danach sind ab dem Jahr 
2005 Behandlungskapazitäten für insgesamt mindestens 
772.000 Mg/a vorzuhalten. Die Gesamtkapazität der derzeit be­
triebenen und geplanten Anlagen beträgt rund 418.000 Mg/a 
und deckt damit erst etwas mehr als die Hälfte der mindestens 
erforderlichen Durchsatzleistung des Landes ab. 

Es wird darauf hingewiesen, dass mechanisch-biologischen Be­
handlungsanlagen auch Abfälle zugeführt werden, die aus wirt­
schaftlichen oder logistischen Gründen vorher nicht für abfall­
gruppentypische Entsorgungswege separiert werden können. 
Ein erheblicher Anteil dieser Abfälle kann im Ergebnis der me­
chanischen Behandlungsstufe ausgeschleust und thermisch be­
handelt bzw. stofflich verwertet werden. 

Tab. 5: Prognostizierte erforderliche Behandlungskapazität für die Jahre 2005 und 2010 jeweils für das Szenario „Minimales/Ma­
ximales Aufkommen nach Abfallgruppen in 1000 Mg“ 

Mit der weiteren Schließung betriebener Deponien ist eine Zu­
nahme der Transportentfernungen zwischen den Behandlungs­
anlagen und den verbleibenden Deponiestandorten verbunden. 
Daraus ergibt sich ein zunehmender Bedarf an Abfallumschlag­
stationen. 
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4.1.4 Anlagen zur Aufbereitung und thermischen Behandlung 

Gegenwärtig werden 14 Aufbereitungsanlagen für die Behand­
lung zur thermischen Entsorgung von Altholz mit einer Kapa­
zität von ca. 330.000 Mg/a betrieben. In der Regel werden die­
se Anlagen auch für die Aufbereitung von Abfällen für eine 
nachfolgende werkstoffliche Verwertung genutzt. In der Stadt 
Brandenburg hat die Recyclingpark Brandenburg an der Havel 
GmbH eine mechanische Aufbereitungsanlage für die Abtren­
nung insbesondere der hochkalorischen Fraktion aus Sied­
lungs- und Gewerbeabfällen mit einer Kapazität von 100.000 
Mg/a (erste Ausbaustufe) errichtet. Hochkalorische Siedlungs­
und Gewerbeabfälle werden ebenfalls in einer Anlage der Fa. 
Otto-Rüdiger Schulze im Landkreis Oder-Spree aufbereitet. 
Für die thermische Behandlung hochkalorischer Abfälle stehen 
sieben Anlagen mit einer Kapazität von ca. 375.000 Mg/a zur 
Verfügung. Darüber hinaus ist in die Gesamtbetrachtung auch 
das in Sachsen liegende Sekundärrohstoffverwertungszentrum 
(SVZ) „Schwarze Pumpe” für die Vergasung fester Abfälle mit 
einzubeziehen. Für die Aufbereitung der Abfälle zur Vergasung 
steht dort gegenwärtig eine Kapazität von 120.000 Mg/a zur 
Verfügung. Ingesamt sind die im Land Brandenburg vorhande­
nen Kapazitäten nicht ausreichend, um die mittel- und langfris­
tig prognostizierten thermisch zu behandelnden Abfallmengen 
(zusätzlich: mindestens 550.000 Mg/a; maximal 700.000 Mg/a, 
siehe auch Nummer 3.3.5) aufzunehmen. Außerdem wird sich 
die Zusammensetzung der thermisch zu behandelnden Abfälle 
verändern. Während gegenwärtig überwiegend Altholz ver­
brannt wird, sind spätestens ab 2005 vor allem heizwertreiche 
Anteile aus Siedlungsabfällen und Gewerbeabfällen, inklusive 
Baustellenabfällen, thermisch zu behandeln (siehe Num­
mer 4.1.3). Daraus ergeben sich anlagentechnische Mehrauf­
wendungen sowohl für die Abfallaufbereitung als auch für die 
Verbrennung/Vergasung. 

Auf Grund der bekannten Planungsabsichten und der bereits be­
gonnenen Vorhaben wird davon ausgegangen, dass durch die 
Wirtschaft bis zum oben genannten Zeitpunkt die erforderlichen 
Kapazitäten für die Aufbereitung und thermische Behandlung 
bereitgestellt werden. 

4.2 Verwertungsanlagen 

Die Planung und der Betrieb von Verwertungsanlagen dienen 
nur mittelbar der durch die örE für die Abfallbeseitigung zu ge­
währleistenden Entsorgungssicherheit. Das Angebot an Verwer­
tungsanlagen wird vor allem von der allgemeinen Marktent­
wicklung beeinflusst. Die nachfolgende Gegenüberstellung von 
prognostizierten Abfallmengen und Behandlungskapazitäten 
besitzt somit lediglich orientierenden Charakter. 

Einige Behandlungsverfahren wie z. B. Sortierung, Zerkleine­
rung oder Homogenisierung können notwendige Prozessschrit­
te für unterschiedliche nachfolgende Verwertungswege sein. 
Daraus können sich Ungenauigkeiten bei der Beschreibung der 
Kapazitäten ergeben. 

Die nachfolgenden Angaben zu den Verwertungsanlagen stam­
men aus dem Anlagenkataster des LUA bzw. von den Ämtern für 
Immissionsschutz. 

4.2.1 Biologische Verwertung 

Gegenwärtig werden 100 Kompostierungsanlagen betrieben. 
Davon besitzen 46 Anlagen eine immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung. Weitere 54 Anlagen wurden auf Grund ihrer ge­
ringen Kapazität (< 6.570 Mg/a) baurechtlich genehmigt. Die 
Gesamtkapazität dieser Anlagen beträgt ca. 1,99 Mio. Mg/a. 
Darüber hinaus existieren zehn Vergärungsanlagen mit einer Ge­
samtkapazität von 443.500 Mg/a. 

Für die langfristig zusätzlich zu erwartende Menge an zu ver­
wertenden biogenen Materialien in Höhe von 250.000 Mg/a 
reicht die Kapazität der vorhandenen Anlagen aus. 

4.2.2 Roh- und werkstoffliche Verwertung 

Im Land Brandenburg existieren 21 Anlagen zur Sortierung von 
Verpackungsabfällen. Diese haben eine Kapazität von ca. 
435.000 Mg/a für PPK (einschließlich Druck-Erzeugnisse und 
grafische Papiere) und von ca. 130.000 Mg/a für LVP. Diese An­
lagen sind für PPK zu 32 % und für LVP zu 60 % ausgelastet. 
Damit reichen die vorhandenen Kapazitäten zur Sortierung von 
Verpackungsabfällen sowie Druck-Erzeugnissen und grafi­
schen Papieren auch zukünftig aus. 

Abzusehen ist aber ein Bedarf an Sortierkapazitäten für Sied­
lungsabfallgemische aus anderen Herkunftsbereichen (haus­
müllähnliche Gewerbeabfälle, Sperrmüll sowie andere heiz­
wertreiche Abfälle), insbesondere vor dem Hintergrund der ab 
dem Jahr 2005 geltenden Anforderungen an abzulagernde Ab­
fälle. Dieser Bedarf wird bis zum Jahr 2010 mit maximal 
200.000 Mg prognostiziert. Inwieweit die für die Sortierung von 
gebrauchten Verpackungen vorhandenen Anlagen dafür genutzt 
werden können, kann wegen der sicher notwendigen Um- bzw. 
Nachrüstung nicht eingeschätzt werden. 

Erfasstes Glas wird entweder separaten Aufbereitungsanlagen 
oder Verwertungsanlagen, denen eine Aufbereitung vorgelagert 
ist, zugeführt. Im Land Brandenburg befinden sich zwei Aufbe­
reitungsanlagen, deren Jahreskapazität 470.000 Mg beträgt. Die 
Verarbeitungskapazität der beiden im Land Brandenburg ansäs­
sigen Glashütten liegt bei insgesamt 161.000 Mg/a. Engpässe 
bei der Aufbereitung und Verwertung von Glasabfällen sind 
nicht zu erwarten, da grundsätzlich das Aufkommen nur noch 
begrenzt steigen wird und außerdem eine überregionale Ver­
marktung und Verwertung stattfindet. 

PPK-Verpackungen sowie Druck-Erzeugnisse und grafische 
Papiere werden nach der Sortierung direkt oder über Händler 
an Papierhersteller geliefert. Die sich im Land Brandenburg an 
den Standorten Schwedt/Oder und Vierraden befindlichen Pa­
pierverwertungsanlagen besitzen eine Jahreskapazität von 
750.000 Mg. Die Belieferung dieser Anlagen erfolgt allerdings 
nicht allein aus dem Altpapieraufkommen des Landes Branden­
burg. Der seit Jahren etablierte Altpapierhandel hat zu einer über­
regionalen Vermarktung und Verwertung geführt. Es wird einge­
schätzt, dass für künftig zusätzlich zu verwertende PPK-Mengen 
ausreichende Kapazitäten auf dem Markt zur Verfügung stehen. 

Zur Aufbereitung und Verwertung von Kunststoffen sind im 
Land Brandenburg 16 Anlagen bekannt, die insgesamt über eine 
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Kapazität von mindestens 133.000 Mg/a verfügen. Die Auslas­
tung bzw. der Bedarf an werkstofflichen Verwertungskapazitä­
ten wird vor allem von erweiterten Einsatzmöglichkeiten für Re­
cyclingkunststoffe abhängen. Für den Bereich der rohstofflichen 
Kunststoffverwertung sind keine Engpässe zu erwarten. 

Im Land Brandenburg gibt es 78 Altautoaufbereitungs- und 
-verwertungsanlagen mit einer Kapazität von maximal 130.000 
Pkw/a. Damit stehen für die nächsten Jahre grundsätzlich aus­
reichend Kapazitäten zur Verfügung. 

Zur Behandlung von Elektro-/Elektronikschrott existieren 19 
Anlagen. Der Bedarf an Behandlungskapazitäten hängt davon 
ab, in welchen Zeiträumen die prognostizierte Zunahme erfol­
gen wird und wann bzw. mit welchem Regelungsinhalt für die­
sen Bereich eine Rücknahmeverordnung in Kraft treten wird. 

4.2.3	 Bauabfallverwertung 

Gegenwärtig beträgt die Anzahl der Sortieranlagen 50, die der 
Brecheranlagen 155. Die vorhandenen Kapazitäten beliefen sich 
auf 2,0 Mio. Mg/a in den Sortieranlagen bzw. auf über 18 Mio. 
Mg/a in den Brecheranlagen. Damit sind die vorhandenen Ka­
pazitäten mehr als ausreichend, um auch die zusätzlich prognos­
tizierten Bauabfälle, die künftig nicht mehr deponiert werden, 
zu verarbeiten. 

5.	 Entsorgung Berliner Abfälle im Land Brandenburg 

Die geografische Lage des Landes Berlin in der Mitte Branden­
burgs führt zu der Notwendigkeit einer Zusammenarbeit bei der 
Ver- und Entsorgung der Großstadt. So wurde bei der Schaffung 
von Entsorgungskapazitäten im Land Brandenburg in der Regel 
der Bedarf für die Entsorgung Berliner Abfälle berücksichtigt. 

Gegenwärtig nehmen die Aufbereitung und Verwertung Berliner 
Abfälle einen großen Teil der im Berliner Umland verfügbaren 
Kapazitäten in Anspruch. Eine konkrete Ausweisung des Berli­
ner Anteils ist jedoch nicht möglich, da es nach geltender 
Rechtslage keine Verpflichtung zur Übergabe der entsprechen­
den Daten durch die Abfallerzeuger/-besitzer an die zuständigen 
Behörden gibt. Bei der Abschätzung der Auslastung dieser Ka­
pazitäten konnte deshalb nicht nach der Herkunft der Abfälle 
unterschieden werden. 

Unter Beachtung des in Kapitel 4.2 prognostizierten Anlagen­
bedarfs für Brandenburger Abfälle ergeben sich auch künftig für 
die Aufbereitung und Verwertung der Berliner Abfälle keine Ka­
pazitätsengpässe. 

Im Land Berlin anfallende Abfälle zur Beseitigung werden in 
Teilen weiterhin auf im Land Brandenburg gelegenen Deponien 
abgelagert. Die Behandlung von Abfällen zur Beseitigung wird 
im Land Berlin durchgeführt. Bisher erfolgte die Ablagerung auf 
folgenden Deponien: Deetz (Inertstoffdeponie), Schöneiche, 
Schöneicher Plan, Schwanebeck, Vorketzin und Wernsdorf 
(Siedlungsabfalldeponien). Die jeweiligen Standorte sind in Ab­
bildung 20 dargestellt. Auf diesen Deponien wurden im Jahr 
1998 1,25 Mio. Mg Siedlungs- und Bauabfälle abgelagert. 
Gegenwärtig lagert das Land Berlin seine Siedlungsabfälle aus­

schließlich auf den von der Berliner Stadtreinigung betriebenen 
Deponien Schöneicher Plan, Schwanebeck und Wernsdorf ab. 
Die Möglichkeit, künftig auch andere Siedlungsabfalldeponien 
im Land Brandenburg zu nutzen, bleibt grundsätzlich bestehen. 
Bauabfälle aus dem Land Berlin werden auch weiterhin auf der 
Deponie Deetz abgelagert. Bei einer prognostizierten Sied­
lungsabfallmenge vor der Restabfallbehandlung von ca. 1 Mio. 
Mg/a bis 20058) und einer jährlich zu beseitigenden Bauabfall­
menge, die von ca. 1,1 Mio. Mg (1997) auf ca. 0,26 Mio. Mg 
(20109)) stark zurückgehen wird, ist unter Beachtung des Berli­
ner Behandlungskonzeptes damit auch langfristig für die Berli­
ner Abfälle zur Beseitigung eine Entsorgungssicherheit gewähr­
leistet. 

6.	 Festlegungen zur Abfallbeseitigung 

Die Festlegungen des Abfallwirtschaftsplanes dienen der Fort­
entwicklung einer modernen, gemeinwohlverträglichen Abfall­
wirtschaft im Land Brandenburg. Sie sollen den weiteren Auf­
bau einer den Bedingungen eines Flächenlandes angemessenen 
Entsorgungsstruktur unter überörtlichen Gesichtspunkten len­
ken und befördern. Sie berücksichtigen zugleich die in nationa­
les Recht umzusetzende Richtlinie 99/31/EG des Rates vom 
26. April 1999 über Abfalldeponien sowie die Eckpunkte des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi­
cherheit (BMU) für die Zukunft der Entsorgung von Siedlungs­
abfällen (siehe BMU-Pressemitteilung vom 20. August 1999). 

Bei den folgenden Festlegungen handelt es sich um planerische 
Zielfestlegungen, die zum einen Folgerungen aus rechtlichen 
Rahmenbedingungen und zum anderen Ergebnisse abfallwirt­
schaftlicher Planungserwägungen darstellen. Bei diesen Festle­
gungen handelt es sich zunächst noch nicht um die Verbindlich­
erklärung von Planinhalten im Sinne des § 29 Abs.1 KrW-/ 
AbfG in Verbindung mit § 17 BbgAbfG. Das MLUR wird die 
abfallwirtschaftliche Entwicklung der nächsten Jahre daraufhin 
beobachten, ob diese Festlegungen umgesetzt werden. Sollte 
dies insgesamt oder hinsichtlich sachlicher oder regionaler Teil­
gebiete nicht der Fall sein, beabsichtigt das MLUR durch eine 
Fortschreibung des Abfallwirtschaftsplanes und durch die Ver­
bindlicherklärung planerischer Vorgaben dem entgegenzuwir­
ken. 

Mit diesen Festlegungen bindet sich auch das Land bei seinen 
künftigen Entscheidungen, insbesondere bei der künftigen Fort­
schreibung des Abfallwirtschaftsplanes und gewährleistet den 
Entsorgungsträgern dadurch Planungssicherheit und Gleichbe­
handlung. 

6.1	 Einhaltung der Zuordnungskriterien (Anhang B der TA 
Siedlungsabfall) 

Die Forderung der TA Siedlungsabfall, wonach spätestens ab 
dem 1. Juni 2005 Hausmüll, hausmüllähnliche Gewerbeabfälle, 
Klärschlamm und andere organische Abfälle nur noch auf De­
ponien abgelagert werden dürfen, wenn sie die Zuordnungskri­
8) Quelle: Überprüfung und Aktualisierung des Siedlungsabfallmen­

gengerüstes für das Land Berlin, Stand 1997 
9) Quelle: Abfallwirtschaftsplan Berlin, Teilplan Bauabfall, Stand 

1999 
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terien gemäß Anhang B der TA Siedlungsabfall oder gleichwer­
tige Anforderungen erreichen, ist einzuhalten. Diese Anforde­
rungen sind nur durch hochwertige Behandlungsmaßnahmen zu 
erfüllen. 

Eine verantwortliche Abfallwirtschaft verlangt die konsequente 
Umstellung der bisherigen Abfallablagerung zur Gewährleis­
tung weitgehend nachsorgefreier Deponien. Einer einseitigen 
Interpretation der TA Siedlungsabfall, wonach nur thermisch be­
handelte Abfälle die Anforderungen der TA Siedlungsabfall an 
nachsorgefreie Deponien erfüllen, wird nicht gefolgt. 

Festlegung: 

Abfälle, die zur Einhaltung der Zuordnungskriterien oder 
gleichwertiger Anforderungen entsprechend TA Siedlungs­
abfall behandelt werden müssen, sind spätestens ab dem 
1. Juni 2005 einer Behandlungsanlage zuzuführen. 

Erläuterungen: 

Nach der TA Siedlungsabfall hat die Behandlung die Einhaltung 
der Zuordnungswerte des Anhangs B zu gewährleisten. Die 
Übergangsvorschrift in Nummer 12.1 der TA Siedlungsabfall er­
laubt Ausnahmen von der Zuordnung aus Gründen mangelnder 
Behandlungskapazität längstens bis zum 1. Juni 2005. 

Das LUA wird rechtzeitig durch nachträgliche Anordnungen ge­
mäß § 35 Abs. 2 KrW-/AbfG dafür Sorge tragen, dass eine Ab­
lagerung von Abfällen, die die Zuordnungskriterien gemäß An­
hang B der TA Siedlungsabfall oder gleichwertige Anforderun­
gen nicht einhalten, spätestens ab dem 1. Juni 2005 auf den De­
ponien im Land Brandenburg zulassungsrechtlich ausgeschlos­
sen wird. Die Zulassungsbehörde ist gehalten, bei den nachträg­
lichen Anordnungen auch die Vorgaben dieses Abfallwirt­
schaftsplanes und damit die Festlegung zur allgemeinwohlver­
träglichen Behandlung zu beachten. 

Abweichungen von den Zuordnungswerten des Anhanges B ge­
mäß Nummer 2.4 sind zulässig, wenn im Einzelfall der Nach­
weis erbracht wird, dass durch andere geeignete Maßnahmen das 
Wohl der Allgemeinheit – gemessen an den Anforderungen der 
TA Siedlungsabfall – nicht beeinträchtigt wird. Hierzu ist ein so 
genannter Gleichwertigkeitsnachweis erforderlich. 

Das LUA hat in Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern und 
Technikern Kriterien für die Führung eines Gleichwertigkeits­
nachweises für die Ablagerung mechanisch-biologisch behan­
delter Siedlungsabfälle (Hausmüll, hausmüllähnliche Gewerbe­
abfälle, Klärschlamm und andere organische Abfälle) erarbeitet 
und ist zu dem Ergebnis gekommen, dass es möglich ist, unter 
Berücksichtigung der Besonderheiten eines Deponiestandortes 
die Gleichwertigkeit der mechanisch-biologischen Abfallbe­
handlung bezüglich der Anforderungen der TA Siedlungsabfall 
nachzuweisen. Dabei konnte auf grundlegende Erkenntnisse des 
bundesweiten Forschungsverbundvorhabens des Bundesminis­
teriums für Bildung, Forschung und Technologie zur mecha­
nisch-biologischen Abfallbehandlung zurückgegriffen werden. 
Im Mittelpunkt solcher Gleichwertigkeitsuntersuchungen ste­
hen die Umweltauswirkungen, insbesondere die Wirkungspfade 
Sickerwasser, Deponiegas und Setzungen. 

Der vom KAEV „Niederlausitz“ vorgelegte und vom LUA be­
stätigte Gleichwertigkeitsnachweis belegt, dass die mechanisch­
biologische Abfallbehandlung eine dauerhafte und kostengüns­
tige Alternative zur Abfallverbrennung ist. Es besteht nunmehr 
Gewissheit, dass auch andere Deponiebetreiber und örE diesen 
Weg rechtssicher wählen können. Im Ergebnis wird das BMU 
die TA Siedlungsabfall durch rechtsverbindliche Verordnungen 
zur Ablagerung von Siedlungsabfällen, zur Errichtung und zum 
Betrieb von mechanisch-biologischen Abfallbehandlungsanla­
gen sowie zur Behandlung und Ableitung von Prozessabwässern 
ändern. 

Sofern sich abzeichnet, dass einzelne örE die Festlegung des Ab­
fallwirtschaftsplanes bezüglich der Einhaltung der Zuordnungs­
kriterien oder gleichwertiger Anforderungen spätestens zum 
1. Juni 2005 nicht erfüllen werden, können im Rahmen der Fort­
schreibung des Abfallwirtschaftsplanes den betreffenden örE ei­
ne oder mehrere bestehende Behandlungsanlagen, derer sie sich 
zu bedienen haben, verbindlich vorgegeben werden. 

6.2 Schaffung von Behandlungskapazitäten 

Die Behandlung kann nur sichergestellt werden, wenn ausrei­
chende Behandlungskapazitäten vorhanden sind. Die örE sind 
aufgefordert, rechtzeitig die erforderlichen Behandlungsanla­
gen zu errichten oder Nutzungsmöglichkeiten fremder Anlagen 
vertraglich zu sichern. 

Festlegung: 

Spätestens ab dem 1. Juni 2005 muss jeder örE für zu be­
handelnde Abfälle über ausreichende Behandlungskapazitä­
ten verfügen. Hierzu müssen die örE rechtzeitig Behand­
lungsanlagen errichten oder sicherstellen, dass sie die Be­
handlungsanlagen anderer Träger nutzen können. 

Erläuterungen: 

Die Sicherung der Behandlung zur Erfüllung der Anforderungen 
der TA Siedlungsabfall im Sinne der Erläuterungen im Kapitel 
6.1 und die Gewährleistung einer 10-jährigen Entsorgungssi­
cherheit setzen die Bereitstellung entsprechender Behandlungs­
kapazitäten voraus. 

Soweit ein örE sich für den Brandenburger Weg oder für ein an­
deres Verfahren der getrennten Entsorgung verschiedener Ab­
fallfraktionen (Abfallsplitting) entscheidet, muss er neben der 
Möglichkeit der Nutzung einer mechanisch-biologischen Be­
handlungsanlage auch über für die Ablagerung derart vorbehan­
delter Abfälle zugelassene Deponiekapazitäten entweder verfü­
gen oder entsprechende Deponiekapazitäten anderer Träger nut­
zen können. Sollte ein örE dagegen ein Behandlungsverfahren 
wählen, bei dem keine relevanten abzulagernden Restabfall­
mengen entstehen, hat er den rechtzeitigen Abschluss der von 
ihm betriebenen Deponien vorzubereiten. 

Sofern sich abzeichnen sollte, dass in einzelnen Regionen des 
Landes Brandenburg keine ausreichenden Behandlungskapa­
zitäten vorhanden sein werden, kann im Rahmen der Fortschrei­
bung des Abfallwirtschaftsplanes verbindlich festgelegt werden, 
welche Einrichtungen Entsorgungsträger für neu zu schaffende 
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oder zu erweiternde Behandlungsanlagen sein sollen, derer sich 
die Beseitigungspflichtigen zu bedienen haben. Eine solche 
Überarbeitung des Planes wird eine ökologisch und ökonomisch 
angemessene Abfallentsorgung gewährleisten und den spezifi­
schen Bedingungen des Landes Brandenburg entsprechen. 

6.3	 Abfallablagerung auf basisgedichteten Flächen 

Voraussetzung der nachsorgearmen Deponie ist die Verwirkli­
chung des so genannten Multibarrierensystems, das nunmehr 
auch zwingend durch die oben genannte EU-Deponierichtlinie 
vorgegeben wird. Hierzu zählt auch die Schaffung einer Basis­
abdichtung. Die Basisabdichtung nach der TA Siedlungsabfall 
ist zur Verhinderung von Beeinträchtigungen des Wohls der All­
gemeinheit geboten. Für neu zu errichtende Deponien bzw. De­
ponieflächen ist diese Forderung zwingender Gegenstand der 
Zulassung durch das LUA. Von der TA Siedlungsabfall abwei­
chende Dichtungssysteme können nur anerkannt werden, wenn 
sie behördlich angeordnet oder zugelassen sind. Das setzt einen 
Gleichwertigkeitsnachweis gemäß Nummer 10.4.1.1 der TA 
Siedlungsabfall voraus. 

Festlegung: 

Zur Verhinderung von Beeinträchtigungen des Wohls der 
Allgemeinheit dürfen im Land Brandenburg spätestens ab 
dem 1. Juni 2005 Abfälle zur Beseitigung grundsätzlich nur 
noch auf Deponien oder Deponieabschnitten abgelagert wer­
den, die über eine Basisabdichtung nach Nummer 10.4.1 der 
TA Siedlungsabfall verfügen. 

Erläuterungen: 

Die örE sind auf Grund dieser Festlegung gehalten, grundsätz­
lich sämtliche Abschnitte von Altdeponien, die nicht über eine 
Basisabdichtung verfügen, bis zum 1. Juni 2005 zum Abschluss 
zu bringen, die Stilllegung rechtzeitig anzuzeigen und die dafür 
erforderlichen Planungen einzuleiten. Dazu kann es auch erfor­
derlich sein, in Kooperation mit anderen örE Abfälle aus deren 
Einzugsgebieten zur Ablagerung zu übernehmen oder den De­
poniekörper durch Abfallumlagerung endzuprofilieren. 

Nach Prüfung im Einzelfall kann für bereits mit Abfall belegte 
Flächen, auf denen die Ablagerung auch nach dem 1. Juni 2005 
weitergeführt werden soll und für die die Forderung der nach­
träglichen Errichtung einer Basisabdichtung bzw. Abfallumla­
gerung zur Endprofilierung unverhältnismäßig wäre, von dieser 
Festlegung abgewichen werden. Dabei muss gesichert sein, dass 
durch andere geeignete Maßnahmen gemäß TA Siedlungsabfall 
der Austrag von Sickerwasser aus dem Deponiekörper mini­
miert wird und damit Beeinträchtigungen des Wohls der Allge­
meinheit verhindert werden. 

Die TA Siedlungsabfall erstreckt die Anforderung eines Basis­
abdichtungssystems nach ihrem Wortlaut zwar nicht auf Altde­
ponien. Die Regelungen in der TA Siedlungsabfall standen je­
doch unter der Prämisse, dass die Altdeponien zu einem alsbal­
digen Abschluss kommen würden, so dass in der TA Siedlungs­
abfall auch keine Übergangsfristen vorgesehen wurden. Diese 
Erwartung hat sich nicht erfüllt. Es steht immer noch Deponie­

raum auf Altdeponien ohne basisgedichtete Flächen zur Verfü­
gung. Eine langfristige Weiternutzung dieser Deponien bzw. De­
ponieabschnitte stände mit der Zielsetzung der TA Siedlungsab­
fall, die die Anforderungen an eine gemeinwohlverträgliche Ab­
fallbeseitigung in Nummer 10.4.1 dahin gehend konkretisiert, 
dass eine Basisabdichtung oder ein vergleichbares Sicherungs­
system erforderlich ist, nicht im Einklang. 

Die obige Planfestlegung ist gerechtfertigt und verhältnismäßig, 
weil im Land Brandenburg genügend Deponieraum mit basisge­
dichteten Flächen zur Verfügung steht bzw. auf bestandsge­
schützten Flächen geschaffen werden kann. 

Die Abfallwirtschaftsplanung kann daher auf Grund ihrer Be­
fugnisse gemäß § 29 Abs. 1 Satz 3 KrW-/AbfG zur Festlegung, 
welcher Abfallbeseitigungsanlagen sich die Beseitigungs­
pflichtigen zu bedienen haben, nach planerischer Abwägung 
die Nutzung derjenigen Deponien vorgeben, die mit den ge­
ringstmöglichen Gemeinwohlbeeinträchtigungen verbunden 
ist. Gesichtspunkte des Bestandsschutzes im Sinne des § 35 
Abs.1 KrW-/AbfG, insbesondere bei danach noch möglichen 
Erhöhungen des vorhandenen Altdeponiekörpers, werden sich 
deshalb, abgesehen von der oben genannten Ausnahmerege­
lung, gegen die Planfestlegung nicht durchsetzen können. Die­
ses Vorgehen ist nicht nur geboten, um die Deponien zwölf Jah­
re nach dem In-Kraft-Treten der TA Siedlungsabfall auf den 
Stand der Technik zu verpflichten; dieses Vorgehen ist auch er­
forderlich, um nicht infolge entstehender großer deponietech­
nischer Unterschiede eine verstärkte ungleiche Belastung der 
Überlassungspflichtigen in den verschiedenen Deponieein­
zugsbereichen entstehen zu lassen. Im Übrigen berücksichtigt 
diese Festlegung die Anforderungen der in nationales Recht 
umzusetzenden EU-Deponierichtlinie, die in Artikel 18 auch 
bei weiter betriebenen Altdeponien die Nachrüstung mit einer 
Basisabdichtung vorsieht. 

Eine unzureichende Rückstellung finanzieller Mittel für Rekul­
tivierungs- und Nachsorgemaßnahmen allein wird einen Weiter­
betrieb von Deponien über die Abfallwirtschaftsplanfestlegung 
hinaus nicht begründen können, weil die gebührenrechtlichen 
Vorschriften des Landes Brandenburg es erlauben, die entspre­
chenden Kosten auch nach der Deponiestilllegung noch solange 
in die Abfallgebühren einzubeziehen, wie die Deponien der 
Nachsorge bedürfen. 

6.4	 Deponieerweiterungen im Rahmen des Bestandsschut­
zes 

Überkapazitäten sind zu verhindern. Die Abfallmengenprogno­
sen und die Kapazitätsermittlungen (siehe Kapitel 4 und 5) zei­
gen, dass im Land Brandenburg ausreichende Deponiekapazitä­
ten über das Jahr 2010 hinaus zur Verfügung stehen, wenn der 
bestandsgeschützte Deponieraum genutzt wird. Daher besteht 
auch kein Erfordernis zur Errichtung neuer Deponien. 

Festlegung: 

Zur Verhinderung von Überkapazitäten sind Erweiterungen 
von (Alt-)Deponien grundsätzlich nur im Rahmen des Be­
standsschutzes möglich. 
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Erläuterungen: 

Im 10-jährigen Planungszeitraum (§ 29 Abs. 2 Satz 1 KrW-/ 
AbfG) zeichnet sich ab, dass im Land Brandenburg bei Zugrun­
delegung der Abfallmengenprognose und der vorhandenen Rest­
kapazitäten ausreichende Ablagerungskapazitäten zur Verfü­
gung stehen. Soweit das Deponievolumen eines örE innerhalb 
des Planungszeitraumes erschöpft ist, wird in der Regel auf die 
Nutzung anderer Deponien orientiert. Grundsätzlich sind auch 
Erweiterungen im Rahmen des Bestandsschutzes (§ 35 Abs. 2 
KrW-/AbfG) möglich. 

Bei der Entscheidung über die Zulassung nach § 31 Abs. 2 KrW-/ 
AbfG von Deponievorhaben, die sich nicht im Rahmen des Be­
standsschutzes bewegen, hat das LUA diese Planfestlegung zu 
beachten. Für die auf der geplanten Anlage zur Ablagerung vor­
gesehenen Abfälle kann durch verbindliche planerische Festle­
gungen nach § 29 Abs. 1 Satz 4 KrW-/AbfG eine andere Abfall­
beseitigungsanlage bestimmt werden, derer sich die Beseiti­
gungspflichtigen zu bedienen haben 

6.5 Gebietsbezogene Entsorgung im Land Brandenburg 

Der Grundsatz der Gebietsbezogenheit der Abfallentsorgung (so 
genanntes Territorialprinzip) zielt auf eine entstehungsortsnahe 
Behandlung und Ablagerung nicht verwertbarer Abfälle ab. Die­
ser Grundsatz liegt sowohl den Vorgaben des Artikels 39 Abs. 6 
der Verfassung des Landes Brandenburg, die allerdings die Be­
rücksichtigung der Besonderheiten des Landes Berlin vorsieht, 
als auch dem Prinzip der Beseitigung nicht verwertbarer Abfäl­
le möglichst in der Nähe ihres Entstehungsortes in § 1 Abs. 2 
Nr. 3 des BbgAbfG - so genanntes Näheprinzip - (vgl. Artikel 5 
der Richtlinie 75/4422/EWG des Rates über Abfälle) zugrunde. 
Falls die Verbringung Brandenburger Abfälle außerhalb der Lan­
desgrenzen oder die Verbringung von Abfällen in das Land 
Brandenburg zum Zweck der Abfallbeseitigung erforderlich ist, 
ist das Näheprinzip zu beachten. 

Festlegung: 

Die im Land Brandenburg angefallenen und abzulagernden 
Abfälle zur Beseitigung sind zur Wahrung des Territorial­
prinzips grundsätzlich innerhalb der Landesgrenzen zu ent­
sorgen. Die Beseitigungspflichtigen haben sich für die 
Abfallablagerung der im Land Brandenburg zur Verfügung 
stehenden Deponien zu bedienen. Eine Ablagerung der Ab­
fälle außerhalb der Landesgrenzen soll ausnahmsweise nur 
dann erfolgen, wenn gewichtige abfallwirtschaftliche Grün­
de vorliegen. Im Übrigen ist auch bei der Behandlung das 
Näheprinzip zu beachten. 

Erläuterungen: 

Mit dieser Festlegung wird die Gebietsbezogenheit der Abfall­
entsorgung im Plan verankert. Von den örE und den anderen Be­
seitigungspflichtigen ist die Festlegung des Plans zwingend zu 
beachten, wenn sie für verbindlich erklärt wird. 

a)	 Keine Ablagerung Brandenburger Abfälle außerhalb der 
Landesgrenzen 

Im Land Brandenburg stehen auf absehbare Zeit ausreichende 
Ablagerungskapazitäten zur Verfügung. Eine Ablagerung Bran­
denburger Abfälle außerhalb der Landesgrenzen wäre deshalb 
für die Abfallwirtschaft des Landes insgesamt nachteilig. Eine 
Ablagerung der im Land Brandenburg anfallenden Abfälle in 
den hiesigen Anlagen ist auch unter ökologischen Gesichts­
punkten vorzugswürdig, da eine Reihe von Altdeponien zum 
ordnungsgemäßen Abschluss gebracht werden muss und eine 
Ablagerung außerhalb der Landesgrenzen diesen Prozess verzö­
gern würde. 

Eine Verbindlicherklärung kann erfolgen, wenn sich abzeichnet, 
dass Brandenburger Abfälle jenseits der Landesgrenzen abgela­
gert oder entgegen dem Näheprinzip behandelt werden. Im Fal­
le der Verbindlicherklärung entscheidet die zuständige Behörde 
über Ausnahmen. Eine Ablagerung jenseits der Landesgrenzen 
kann beispielsweise zulässig sein, wenn hierdurch, insbesonde­
re in den Grenzregionen des Landes, lange Transportwege ver­
mieden werden können. 

b)	 Keine Verbringung von Abfällen zur Beseitigung in das 
Land Brandenburg 

Das Land Brandenburg verfügt zwar im Planungszeitraum über 
ausreichende Beseitigungskapazitäten, Überkapazitäten auf 
Dauer zeichnen sich jedoch nicht ab. Eine Verbringung von Ab­
fällen zur Beseitigung in das Land Brandenburg würde in der 
Regel sowohl das Territorialprinzip unterlaufen als auch die 
durch die örE zu gewährleistende Entsorgungssicherheit beein­
trächtigen. 

Dem wird erforderlichenfalls mit Hilfe einer Verbindlicherklä­
rung von Teilen des Planes entgegengewirkt. Im Falle der Ver­
bindlicherklärung ist die Verbringung von Abfällen in das Land 
Brandenburg gemäß § 18 des BbgAbfG genehmigungspflichtig. 

7. Geltung/In-Kraft-Treten 

Abfallwirtschaftspläne sind Fachpläne. Sie werden mit ihrer Be­
kanntmachung Leitlinien für alle behördlichen Planungen, Ent­
scheidungen und Maßnahmen, die für die Abfallentsorgung von 
Bedeutung sind. Abfallwirtschaftspläne sind den aktuellen Ent­
wicklungen anzupassen und gemäß § 29 Abs. 9 KrW-/AbfG spä­
testens nach fünf Jahren fortzuschreiben. In Abhängigkeit vom 
Stand der Umsetzungen der abfallwirtschaftlichen Festlegungen 
des Planes durch die örE behält sich die oberste Abfallwirt­
schaftsbehörde vor, den Plan bzw. Teile davon für verbindlich zu 
erklären. Der Abfallwirtschaftsplan tritt am Tage seiner Be­
kanntmachung im Amtsblatt für Brandenburg in Kraft. 
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Mg Megagramm (alt: Tonnen) 
MUNR Ministerium für Umwelt, Naturschutz 

und Raumordnung (bis 13.10.1999) 
MLUR Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz 

und Raumordnung (ab 13.10.1999) 
örE öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger 
PPK Papier, Pappe, Karton 
SBAZV Südbrandenburgischer Abfallzweckverband 
SBB Sonderabfallgesellschaft Brandenburg/Berlin 
STEP Stadtentsorgung Potsdam 
SVZ Sekundärrohstoffverwertungszentrum 
TA Technische Anleitung 
VerpackV Verpackungsverordnung 
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1. Prognoseablauf 

1.1 Allgemeines 

Eine Prognose gestattet die Vorhersage einer zukünftigen Ent­
wicklung mit Hilfe eines nachvollziehbaren Modells unter Ver­
wendung von Vergangenheitsinformationen. Für abfallwirt­
schaftliche Planungen stellt die Abfallmengenprognose eine un­
abdingbare Grundlage dar. Nur mit einer Aussage über das zu­
künftig zu behandelnde Abfallaufkommen ist eine Entschei­
dungsgrundlage für die Errichtung und den Betrieb von Beseiti­
gungsanlagen gegeben. Da für den Prognosezeitraum von zehn 
Jahren die verfügbaren abfallwirtschaftlichen Informationen 
nicht ausreichten, um höherwertige statistische Modelle (z. B. 
Zeitreihenanalyse, multivariate Modelle) anwenden zu können, 
musste die komplexe abfallwirtschaftliche Entwicklung so ab­
geschätzt werden, dass das dem Prognoseergebnis innewohnen­
de Fehlerrisiko hinreichend minimiert wird. Außerdem muss die 
Prognose nachvollziehbar und schlüssig sein. 

Diesen Ansprüchen wird die in vielen Abfallwirtschaftskonzep­
ten angewendete Szenariotechnik am besten gerecht. Mit ihrer 
Hilfe kann sowohl vorhandenes quantitatives als auch qualitati­
ves Wissen mit in das Verfahren eingebracht werden. Dabei kann 
der Rechenaufwand zugunsten der Transparenz des Modells be­
grenzt gehalten werden. 

Der Ablauf der Prognose ist in Abbildung 1 dargestellt. Nach­
folgend werden die einzelnen Schritte erläutert. 
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Abb. 1: Ablauf der Prognose 
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1.2	 Vergleichbare Mengenentwicklung innerhalb der zu arten zu Abfallgruppen und einer vergleichenden Betrachtung 
Gruppen zusammengefassten Abfallarten der Abfallmengenentwicklung. 

Dieser Schritt, der unter Nummer 3.2.1 des Textteils beschrieben Tabelle 1 zeigt eine Zuordnung der in den Abfallbilanzen ange­
ist, befasst sich mit der Zusammenfassung der einzelnen Abfall- gebenen Abfallarten zu den Schlüsselnummern des EAK. 

Tab. 1: Zuordnung der Abfallarten (wie in  Abfallbilanz der örE 1996 angegeben) zum EAK 
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1.3 Festlegungen zum Prognosezeitraum 

Gemäß § 29 Abs. 2 KrW-/AbfG sind die zukünftig zu erwarten­
den Entwicklungen im Zeitraum von mindestens zehn Jahren zu 
berücksichtigen. Daraus ergibt sich als Prognoseendpunkt das 
Jahr 2010. Als Anfangspunkt wurde das letzte Jahr, für das wäh­
rend der Erstellung der Prognose eine fundierte Datenbasis 
existierte, festgelegt (1996). Die seither gemeldeten Abfallbi­

lanzen der örE wurden zur Bewertung der zuvor geschätzten 
Veränderungsfaktoren herangezogen. 

Der Gesamtzeitraum wurde in drei Phasen unterteilt (kurz-, 
mittel- und langfristige Sicht). 

Auf Grund der gesetzlichen Rahmenbedingungen wird erwar­
tet, dass die Abfallentwicklung durch zwei zeitlich fixierte Da­
ten besonders beeinflusst wird. 
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- Bereits ab dem Jahr 2000 werden die Anordnungen an die 
Deponiebetreiber zur Umsetzung der Übergangsbestim­
mungen gemäß Nummer 12.1 Buchstabe b der TA Sied­
lungsabfall voll wirksam sein. 

- Im Jahre 2005 enden diese Übergangsbestimmungen. 

1.4	 Bildung von zwei Szenarien 

Für die Mengenprognose wurden die beiden Szenarien 

- maximale Abfallmenge 
- minimale Abfallmenge 

betrachtet. Mit dem Intervall (Maximale Menge; Minimale 
Menge) wurde eine obere und untere Schranke für die zu erwar­
tende bzw. die mögliche Abfallmenge gebildet. 

1.5	 Abschätzung der relativen Veränderung zum Bezugsjahr 

Dieser Schritt stellt das Zentrum der Prognose dar. Aus den An­
nahmen zur Mengenentwicklung wurde das zukünftige Abfall­
aufkommen rechnerisch ermittelt. Für seine Abschätzung wur­
den folgende Randbedingungen angenommen: 

- Relative Veränderung zum Bezugsjahr 

Grundsätzlich wurde unterstellt, dass sich die Menge rela­
tional zur Ausgangssituation entwickelt. Mit einer einfachen 
Multiplikation (Veränderungsfaktor) wurde die Verände­
rung gegenüber dem Ausgangsjahr berechnet. Entsprechend 
den im zweiten Schritt  festgelegten Zeiträumen wurden ei­
gene Veränderungsfaktoren für die Jahre 2000, 2005 und 
2010 ermittelt (s. u.). Innerhalb dieser Teilzeiträume wurde 
von einer linearen Entwicklung ausgegangen. 

Lediglich die (Sekundär-)Abfälle aus der Baustellenabfall­
sortierung wurden anders berechnet. Sie ergeben sich nicht 
direkt aus der Istmenge, sondern aus der gegenwärtigen 
Menge an Sortierresten zuzüglich der Sortierreste, die bei 
der zukünftig in verstärktem Umfang stattfindenden Bau­
stellenabfallsortierung anfallen (Algorithmus s. u.).  

- Gleichförmige Abfallmengenentwicklung bei allen öffent­
lich-rechtlichen Entsorgungsträgern 

Die Abfallmenge und -zusammensetzung unterscheiden 
sich bei den einzelnen öffentlich-rechtlichen Entsorgungs­
trägern deutlich voneinander. Die Ursachen dafür sind viel­
fältig. Es ist deshalb nicht sinnvoll, allein von der Siedlung-
struktur (städtisch/ländlich) auf unterschiedliche Mengen­
entwicklungen zu schließen. Das Prognosemodell geht da­
her davon aus, dass bei allen öffentlich-rechtlichen Entsor­
gungsträgern der gleiche relative Verlauf der Abfallmengen­
entwicklung zu erwarten ist. 

- Bezug zur Einwohnerentwicklung bei Hausmüll und Sperr­
müll 

Für die Mengenentwicklung des Haus- und Sperrmülls wur­
de ein linearer Zusammenhang zwischen Abfallmenge und 
Einwohneranzahl angenommen. 

Bei den übrigen Abfallarten (einschließlich des Geschäftsmülls) 
wird keine rechnerische Beziehung zur Bevölkerungsentwick­
lung oder zu anderen Einflussgrößen hergestellt, weil die Unsi­
cherheiten über den tatsächlichen Einfluss zu groß sind. 

1.6	 Annahmen zu den Vermeidungs- und Verwertungsmaß­
nahmen in den Abfallgruppen 

Die Annahmen zu den zusätzlichen Vermeidungs- und Verwer­
tungsmaßnahmen wurden in einem zweistufigen Prozess entwi­
ckelt: 

- Zunächst fand ein LUA-internes Fachgespräch zur Mengen­
prognose statt. Hierin wurden die allgemeinen Rahmenbe­
dingungen und Annahmen der abfallwirtschaftlichen Prog­
nose erörtert. Auf dieser Grundlage wurden von den betei­
ligten Sachverständigen unabhängig voneinander Verände­
rungsfaktoren für die Mengenentwicklung geschätzt und 
kommentiert. Bei der Auswertung wurde der mittelste Wert 
der Schätzungen (Median) weiterverwendet. 

- Parallel dazu wurde Literatur zur Mengenentwicklung re­
cherchiert. Die  Ergebnisse wurden mit den Ergebnissen der 
LUA-Befragung verglichen. Um mit den beiden Szenarien 
eine möglichst große Spannweite der prognostizierten Ab­
fallmengenentwicklungen abzudecken, wurden in einigen 
Fällen die Veränderungsfaktoren den Ergebnissen der Lite­
raturauswertung angepasst. 

Die verwendeten Veränderungsfaktoren finden sich in Tabelle 2. 

Tab. 2:	 Geschätzte Veränderung des Abfallaufkommens 
gegenüber dem Ausgangsjahr 1996 (Angaben in %) 

Abfallart 2000 2005 2010 

I.1 Hausmüll Min. -15 -22,5 -27,5 
Max. -5 -5 -5 

I.2 Andere, Min. -22,5 -37,5 -55 
organikhaltige A. Max. 0 0 0 

II.1 Sperrmüll Min. -15 -35 -75 
Max. -7,5 -10 -25 

II.2 Andere Min. -45 -55 -90 
heizwertreiche A. Max. -10 -20 -55 

II.3 BSA Min. -80 -90 -100 
Max. -60 -75 -90 

III.1 BSA- Min. 340 325 300 
Sortierreste Max. 280 287 280 

III.2 Inerte Abfälle Min. -12,5 -20 -65 
Max. -5 -5 -5 
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Nachfolgend werden Einflussgrößen für die gewählten Verände­
rungsfaktoren genannt. Da es sich dabei um qualitative Ein­
schätzungen handelt, ist eine quantitative  Zuordnung zu den 
Faktoren nicht möglich. Für den Zeitraum zwischen den ange­
gebenen Jahren wurden die Veränderungsfaktoren interpoliert. 

Allgemeine Einflussgrößen: 

- zunehmender Kostendruck auf Entscheidung, welche Ent­
sorgungsmaßnahmen durchgeführt werden, 

- höhere Wertschätzung umweltgerechten Verhaltens, da­
durch Verstärkung von Abfallvermeidungs- und Verwer­
tungsmaßnahmen, 

- Rohstoffverfügbarkeit, 
- Umsetzung der TA Siedlungsabfall: Maßnahmen zur Nach­

sorgearmut der Deponie hinsichtlich Deponiegas, Sicker­
wasser und Setzungen ab 2005, 

- vorhandene investitionsintensive Beseitigungsanlagen zie­
hen Abfallmengen an, um ausgelastet zu werden. 

Einflussgrößen zu den einzelnen Abfallgruppen: 

Hausmüll: 

- Rückgang von Einzel-Feststoffheizungen vermindert die 
Aschemenge, 

- Verminderung der organischen Bestandteile durch Eigen­
kompostierung und getrennte Erfassungssysteme zur Ver­
wertung, 

- höhere Sammelquoten bei der Erfassung von Verpackungen 
und anderen Wertstoffen, 

- gemeinsame (thermische) Behandlung von Kunststoffen 
und Verbundstoffen ohne Systeme zur getrennten Erfas­
sung; 

andere, organikhaltige Abfälle: 

- Verminderung durch Fortentwicklung des Standes der Tech­
nik der innerbetrieblichen Vermeidung/Verwertung, 

- zunehmende Vermeidung und Verwertung  von Verpackun­
gen, 

- Verminderung durch effektivere Überwachung und Bera­
tung der Abfallerzeuger, 

- Verminderung durch modernere Logistiksysteme, 
- Auslastung bestehender Anlagen erhöht/stabilisiert Men­

genaufkommen, 
- höherer Anschlussgrad an Abwassersammelsysteme, höhe­

rer Anteil  nicht verwertbarer Klärschlämme, 
- Verminderung durch Reinigung und Separierung minerali­

scher und organischer Straßenkehrichtfraktionen; 

Sperrmüll: 

- Verminderung durch allmähliche Angleichung der Lebens­
verhältnisse alte/neue Bundesländer, 

- Verminderung durch höhere Gebrauchsdauer von sperr­
müllrelevanten Produkten, 

- bessere und wirtschaftlichere thermische Mitverbrennungs­
möglichkeiten, 

- bessere und wirtschaftlichere stoffliche Verwertungsmög­
lichkeiten (Tauschbörsen und -märkte, Recyclinghöfe); 

andere, heizwertreiche Abfälle:


- effektivere Sortierung mit weniger Sortierresten,

- höheres Aufkommen an Altholz und Altreifen,

- verstärkte thermische Mitverbrennungsmöglichkeiten,

- veränderte Abgrenzung Abfall zur Beseitigung/Verwertung;


Baustellenabfälle:


- effektivere Überwachung, insbesondere der Deponien,

- optimierte Baustellenlogistik,

- effektivere Verwertungsmöglichkeiten,

- vollständige Sortierung gemischter Baustellenabfälle;


Inerte Abfälle:


- Anstieg von im Bergversatz eingesetzten Mengen;


Sortierreste aus der Baustellenabfallsortierung:


- Die Sortierreste des Prognosejahres wurden aus den Sortier­
resten im Jahre 1996 zuzüglich der zukünftigen Rückstände 
aus der Baustellenabfallsortierung abgeschätzt. Die Rück­
stände ergeben sich aus der Baustellenabfallerfassungsquo­
te (Anteil der Baustellenabfälle bezogen auf das Jahr 1996, 
die Sortieranlagen zugeführt werden) und der Sortierrest­
quote (Verhältnis von Rückständen zum Anlageninput). 

Im Hinblick auf die künftige Zusammensetzung der Sortier­
reste aus der Baustellenabfallsortierung wurde vereinfa­
chend angenommen, dass die stofflich bzw. thermisch ver­
wertbare Leichtfraktion zunehmend aussortiert wird, so dass 
davon ausgegangen werden muss, dass der verbleibende 
Sortierrest überwiegend aus inertem Material bestehen 
wird. 

Die Berechnungsvorschrift lautet: 

Sortierreste Jahr i = Sortierreste 1996 + (Baustellenabfälle 1996 
x Baustellenabfall-Erfassungsquote Jahr i x Sortierrest­
quote Jahr i ) 

Die nachfolgende Tabelle 3 gibt die variablen Werte wieder. 
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Tab. 3: Baustellenabfallerfassungsquote (Bezugsjahr: 1996) und Sortierrestquote im Prognosezeitraum für Maximal- und Mini­
malszenario 

1.7 Erforderliche Deponiekapazität 

Insgesamt wurden fünf verschiedene, in Nummer 3.2.6 des Text­
teils beschriebene Varianten untersucht. Tabelle 4 zeigt, welche 
Variante dem jeweiligen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ­
ger zugeordnet wurde. 

Tab. 4:	 Varianten zur Ermittlung des Ablagerungsvolumens in den Entsorgungsgebieten der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ­
ger im Prognosezeitraum 

*	 Die Teilmengen, die in diesem Zeitraum einer thermischen Be­
handlung zugeführt wurden, werden in der Prognose entsprechend 
berücksichtigt. 
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2. Entsorgungsanlagen 

2.1 Siedlungsabfalldeponien der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 

1) Ablagerung zum 31.12.1999 beendet 
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2) Ablagerung zum 10.04.2000 beendet 
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2.2 Betriebs-, Inertstoff- und sonstige Siedlungsabfalldeponien 

Betriebsdeponien 
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Inertstoffdeponien 

Sonstige Siedlungsabfalldeponien 
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2.3 Mechanisch-biologische Behandlungsanlagen 
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2.4 Anlagen zur Aufbereitung und thermischen Behandlung 
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Thermische Behandlungsanlagen 

* Anlage gemäß Nummer 1.3 des Anhangs zur 4. BImSchV 
** Anlage gemäß Nummer 1.2 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa, Doppelbuchstabe bb des Anhangs zur 4. BImSchV 
*** Anlage gemäß Nummer 2.3 Spalte 1 des Anhangs zur 4. BImSchV 
**** Anlage gemäß Nummer 7.25 Spalte 2 des Anhangs zur 4. BImSchV 
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2.5 Sortieranlagen für Papier, Pappe, Karton (PPK) und für Leichtstoffverpackungen (LVP) 
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2.6 Aufbereitungs- und Verwertungsanlagen für Glas, Papier und Kunststoff 

Aufbereitungs- und Verwertungsanlagen für Glas 

Aufbereitungs- und Verwertungsanlagen für Papier 
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Aufbereitungs- und Verwertungsanlagen für Kunststoff 



448 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 30 vom 2. August 2000 

2.7 Anlagen zur biologischen Verwertung 

Kompostierungsanlagen 
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Vergärungsanlagen 

* die Prozent-Angaben sind gerundete Angaben 
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2.8 Bauabfallaufbereitungsanlagen 

Sortieranlagen für gemischte Bau- und Abbruchabfälle 
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Bauschuttrecyclinganlagen 
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2.9 Elektro-/Elektronikschrottaufbereitungs- und -verwertungsanlagen 
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2.10 Altautoaufbereitungs- und -verwertungsanlagen 
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